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Einladung zur ordentlichen Hauptversammlung 2021 

(virtuelle Hauptversammlung) 

Wir laden hiermit unsere Aktionärinnen und Aktionäre zur ordentlichen Hauptversammlung der DFV 

Deutsche Familienversicherung AG, Frankfurt am Main, (nachfolgend auch „Gesellschaft“) ein, die am 

Mittwoch, den 19. Mai 2021, um 10:00 Uhr (MESZ), 

als virtuelle Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Aktionärinnen und Aktionäre und ihrer 

Bevollmächtigten (mit Ausnahme der von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreterinnen und 

Stimmrechtsvertreter) stattfindet. Ort der Hauptversammlung sind die Geschäftsräume der DFV Deut-

sche Familienversicherung AG, Reuterweg 47, 60323 Frankfurt am Main. 

Die Hauptversammlung wird für unsere Aktionärinnen und Aktionäre, die sich ordnungsgemäß ange-

meldet und ihren Aktienbesitz nachgewiesen haben, und ihre Bevollmächtigten über das Aktionärspor-

tal der Gesellschaft unter der Internetadresse 

www.deutsche-familienversicherung.de 

im Bereich „Investor Relations“ unter der Rubrik „Hauptversammlung“ und dort „2021“ live in Bild und 

Ton übertragen. Die Stimmrechtsausübung der Aktionärinnen und Aktionäre und ihrer Bevollmächtig-

ten erfolgt ausschließlich im Wege der elektronischen Briefwahl oder durch Vollmachtserteilung an die 

von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreterinnen und Stimmrechtsvertreter. Nähere Erläu-

terungen hierzu finden Sie nachstehend unter Abschnitt VIII.  
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I. Tagesordnung 

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses der DFV Deutsche Familienversicherung AG und 

des gebilligten Konzernabschlusses, jeweils zum 31. Dezember 2020, und des Lageberichts der 

DFV Deutsche Familienversicherung AG und des Konzerns sowie des Berichts des Aufsichts-

rats, jeweils für das Geschäftsjahr 2020 

Die vorstehend genannten Unterlagen sind ab dem Zeitpunkt der Einberufung der Hauptver-

sammlung sowie auch während der Hauptversammlung im Internet unter „www.deutsche-fa-

milienversicherung.de“ im Bereich „Investor Relations“ unter der Rubrik „Hauptversammlung“ 

und dort „2021“ zugänglich. Sie werden auch in der Hauptversammlung näher erläutert werden. 

Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluss und den Konzernabschluss 

bereits gebilligt. Damit ist der Jahresabschluss nach § 172 AktG festgestellt. Die unter diesem 

Tagesordnungspunkt genannten Unterlagen sind der Hauptversammlung vorzulegen, ohne dass 

es einer Beschlussfassung der Hauptversammlung bedarf. 

2. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands 

Über die Entlastung der im Geschäftsjahr 2020 amtierenden Mitglieder des Vorstands soll im 

Wege der Einzelentlastung abgestimmt werden. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor,  

a) Herrn Dr. Stefan M. Knoll (Vorsitzender) für seine Amtszeit im Geschäftsjahr 2020 Entlas-

tung zu erteilen. 

b) Herrn Stephan Schinnenburg für seine Amtszeit im Geschäftsjahr 2020 Entlastung zu er-

teilen. 

c) Herrn Marcus Wollny für seine Amtszeit im Geschäftsjahr 2020 Entlastung zu erteilen. 

3. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats  

Über die Entlastung der im Geschäftsjahr 2020 amtierenden Mitglieder des Aufsichtsrats soll im 

Wege der Einzelentlastung abgestimmt werden.  

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor,  

a) Herrn Dr. Hans-Werner Rhein (Vorsitzender) für seine Amtszeit im Geschäftsjahr 2020 

Entlastung zu erteilen. 

b) Herrn Dr. Ulrich Gauß für seine Amtszeit im Geschäftsjahr 2020 Entlastung zu erteilen. 

c) Herrn Georg Glatzel für seine Amtszeit im Geschäftsjahr 2020 Entlastung zu erteilen. 
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d) Herrn Luca Pesarini für seine Amtszeit im Geschäftsjahr 2020 Entlastung zu erteilen.

e) Herrn Herbert Pfennig für seine Amtszeit im Geschäftsjahr 2020 Entlastung zu erteilen.

4. Beschlussfassung über die Billigung des Vergütungssystems für die Mitglieder des Vorstands

Nach § 120a Abs. 1 AktG beschließt die Hauptversammlung einer börsennotierten Gesellschaft

über die Billigung des vom Aufsichtsrat vorgelegten Vergütungssystems für die Mitglieder des

Vorstands bei jeder wesentlichen Änderung, mindestens jedoch alle vier Jahre. Die erstmalige

Beschlussfassung nach § 120a Abs. 1 AktG hat gemäß § 26j Abs. 1 Satz 1 EGAktG bis zum Ablauf

der ersten ordentlichen Hauptversammlung, die auf den 31. Dezember 2020 folgt, zu erfolgen.

Der Aufsichtsrat hat unter Berücksichtigung der Vorgaben des § 87a Abs. 1 AktG das in den un-

tenstehenden Angaben zu Tagesordnungspunkt 4 (siehe Abschnitt II.) wiedergegebene System

zur Vergütung der Mitglieder des Vorstands beschlossen.

Der Aufsichtsrat schlägt vor, das in den Angaben zu Tagesordnungspunkt 4 (siehe Abschnitt II.)

dargestellte Vergütungssystem für die Mitglieder des Vorstands der DFV Deutsche Familienver-

sicherung AG zu billigen.

5. Beschlussfassung über das Vergütungssystem und die Vergütung für die Mitglieder des Auf-

sichtsrats

Nach § 113 Abs. 3 Sätze 1 und 2 AktG beschließt die Hauptversammlung einer börsennotierten

Gesellschaft mindestens alle vier Jahre über die Vergütung der Mitglieder des Aufsichtsrats, wo-

bei ein die Vergütung bestätigender Beschluss zulässig ist. Die erstmalige Beschlussfassung nach

§ 113 Abs. 3 AktG hat gemäß § 26j Abs. 1 Satz 1 EGAktG bis zum Ablauf der ersten ordentlichen

Hauptversammlung, die auf den 31. Dezember 2020 folgt, zu erfolgen. 

Die Vergütung der Mitglieder des Aufsichtsrats soll gemäß § 15 Abs. 1 der Satzung der Gesell-

schaft durch die Hauptversammlung festgesetzt werden.  

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

a) Die Aufsichtsratsvergütung wird für das Geschäftsjahr 2021 auf EUR 30.000,00 je Auf-

sichtsratsmitglied und auf EUR 60.000,00 für den Aufsichtsratsvorsitzenden jeweils zuzüg-

lich Umsatzsteuer, soweit sie tatsächlich anfällt, und zuzüglich der Erstattung tatsächlich

im Zusammenhang mit der Aufsichtsratstätigkeit anfallender Reisekosten festgesetzt.

b) Die Aufsichtsratsvergütung ist zahlbar nach Ende der Hauptversammlung, die über die

Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2020 entscheidet. Auf-

sichtsratsmitglieder, die nur während eines Teils des Geschäftsjahres dem Aufsichtsrat
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angehören oder das Amt des Vorsitzenden innehaben, erhalten eine entsprechende an-

teilige Vergütung. 

c) Das der Vergütung der Mitglieder des Aufsichtsrats der DFV Deutsche Familienversiche-

rung AG zugrunde liegende Vergütungssystem, das in den untenstehenden Angaben zu 

Tagesordnungspunkt 5 (siehe Abschnitt III.) dargestellt wird, wird bestätigt. 

6. Beschlussfassung über die Aufhebung des Genehmigten Kapitals 2018, die Schaffung eines Ge-

nehmigten Kapitals 2021 gegen Bar- und/oder Sacheinlagen mit der Möglichkeit zum Aus-

schluss des Bezugsrechts und entsprechende Satzungsänderung 

Die ordentliche Hauptversammlung der Gesellschaft vom 5. September 2018 hat den Vorstand 

ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 4. Sep-

tember 2023 einmalig oder mehrmals um insgesamt bis zu EUR 12.000.000,00 durch Ausgabe 

neuer auf den Inhaber lautender Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen (Ge-

nehmigtes Kapital 2018) und das Bezugsrecht der Aktionärinnen und Aktionäre nach näherer 

Maßgabe von § 4 Abs. 2 der Satzung auszuschließen. Das Genehmigte Kapital 2018 besteht der-

zeit noch in Höhe von EUR 8.332.190,00. 

Um der Gesellschaft auch zukünftig in angemessenem Rahmen die Möglichkeit zu eröffnen, ihr 

Grundkapital zur Stärkung der Eigenmittel kurzfristig zu erhöhen und das Bezugsrecht der Akti-

onärinnen und Aktionäre in einem angemessenen Umfang auszuschließen, insbesondere auch 

im Wege des sog. vereinfachten Bezugsrechtsausschlusses gem. § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG, soll 

das Genehmigte Kapital 2018 aufgehoben werden, soweit es nicht in Anspruch genommen wor-

den ist, und ein Genehmigtes Kapital 2021 geschaffen werden. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, zu beschließen: 

a) Die bislang bestehende Ermächtigung des Vorstands zur Erhöhung des Grundkapitals 

durch Ausgabe neuer Aktien gemäß § 4 Abs. 2 der Satzung wird, soweit es dann noch 

besteht, mit Wirkung auf den Zeitpunkt der Eintragung in das Handelsregister des nach-

folgend bestimmten neuen Genehmigten Kapitals 2021 aufgehoben. Bis zum Zeitpunkt 

des Wirksamwerdens der Aufhebung des Genehmigten Kapitals 2018 bleiben der Vor-

stand und der Aufsichtsrat berechtigt, diese Ermächtigung im Rahmen ihrer Grenzen aus-

zuüben. 

b) Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats der Gesellschaft („Auf-

sichtsrat“) das Grundkapital der Gesellschaft bis zum 18. Mai 2026 einmalig oder mehr-
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malig um bis zu EUR 14.587.780,00 durch Ausgabe neuer auf den Inhaber lautender Stück-

aktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen („Genehmigtes Kapital 2021“). Der 

Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren Inhalt der Ak-

tienrechte und die Bedingungen der Aktienausgabe und der Durchführung der Kapitaler-

höhungen festzulegen. Den Aktionärinnen und Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugs-

recht zu gewähren. Die neuen Aktien können auch von einem Kreditinstitut oder mehre-

ren Kreditinstituten mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionärinnen 

und Aktionären zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). Der Vorstand wird je-

doch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionärinnen 

und Aktionäre in folgenden Fällen auszuschließen: 

(a) für Spitzenbeträge, die sich bei Kapitalerhöhungen gegen Bar- und/oder Sacheinla-

gen aufgrund des Bezugsverhältnisses ergeben; 

(b) soweit dies erforderlich ist, um im Falle eines an alle Aktionärinnen und Aktionäre 

gerichteten Angebots oder bei einer Kapitalerhöhung mit Bezugsrecht den Inha-

bern von Options- oder Wandelschuldverschreibungen der Gesellschaft oder einer 

Konzerngesellschaft in dem Umfang Aktien zu gewähren, in dem diese Inhaber nach 

Ausübung des Options- oder Wandlungsrechts oder der Erfüllung der entsprechen-

den Pflicht ein Bezugsrecht auf Aktien der Gesellschaft hätten; 

(c) bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen bis zu einem Betrag, der 10 % des Grund-

kapitals im Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung oder, wenn das 

Grundkapital dann niedriger ist, im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung 

nicht übersteigt, wenn der Ausgabepreis der neuen Aktien den Börsenpreis der be-

reits börsennotierten Aktien gleicher Ausstattung nicht wesentlich im Sinne der §§ 

203 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 i. V. m. 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unterschreitet. Auf die 

vorgenannte 10 %-Grenze werden Aktien angerechnet, die auf Grund einer Ermäch-

tigung der Hauptversammlung der Gesellschaft erworben und gemäß § 71 Abs. 1 

Nr. 8 Satz 5 AktG i. V. m. § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG während der Laufzeit dieser Er-

mächtigung veräußert werden. Ferner sind auf diese Begrenzung diejenigen Aktien 

anzurechnen, die zur Bedienung von Bezugsrechten aus Options- und/oder Wan-

delschuldverschreibungen ausgegeben werden, sofern die Options- und/oder Wan-

delschuldverschreibungen während der Laufzeit dieser Ermächtigung in entspre-

chender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugs-

rechts ausgegeben werden; 
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(d) bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen zur Gewährung von neuen Aktien zum 

Zweck des unmittelbaren oder mittelbaren Erwerbs von Unternehmen, Unterneh-

mensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen und von sonstigen Vermögensge-

genständen, einschließlich Darlehens- und sonstigen Verbindlichkeiten, einschließ-

lich Forderungen gegen die Gesellschaft selbst; 

(e) um die neuen Aktien Personen, die im Arbeitsverhältnis zu der Gesellschaft oder 

einem mit ihr im Sinne des § 15 AktG verbundenen Unternehmen stehen, oder Or-

ganmitgliedern von einem mit ihr im Sinne des § 15 AktG verbundenen Unterneh-

men sind, zum Bezug anzubieten, wobei der Bezug auch zu vergünstigten Konditio-

nen erfolgen darf. Die neuen Aktien können auch von einem oder mehreren durch 

den Vorstand bestimmten Kreditinstituten oder Unternehmen im Sinne des § 186 

Abs. 5 Satz 1 AktG mit der Verpflichtung übernommen werden, sie ausschließlich 

an die hiernach begünstigten Personen weiterzugeben. 

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung der Gesellschaft nach vollstän-

diger oder teilweiser Durchführung der Kapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 

2021 oder nach Ablauf der Ermächtigungsfrist entsprechend dem Umfang der Kapitaler-

höhung aus dem Genehmigten Kapital 2021 anzupassen. 

c) § 4 Abs. 2 der Satzung wird mit Wirksamwerden dieses Beschlusses durch Eintragung in 

das Handelsregister wie folgt neu gefasst: 

„(2) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats der Gesellschaft 

(„Aufsichtsrat“) das Grundkapital der Gesellschaft bis zum 18. Mai 2026 einmalig 

oder mehrmalig um bis zu EUR 14.587.780,00 durch Ausgabe neuer auf den Inhaber 

lautender Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen („Genehmig-

tes Kapital 2021“). Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

den weiteren Inhalt der Aktienrechte und die Bedingungen der Aktienausgabe und 

der Durchführung der Kapitalerhöhungen festzulegen. Den Aktionärinnen und Ak-

tionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht zu gewähren. Die neuen Aktien können 

auch von einem Kreditinstitut oder mehreren Kreditinstituten mit der Verpflichtung 

übernommen werden, sie den Aktionärinnen und Aktionären zum Bezug anzubie-

ten (mittelbares Bezugsrecht). Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustim-

mung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionärinnen und Aktionäre in folgen-

den Fällen auszuschließen: 
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(a) für Spitzenbeträge, die sich bei Kapitalerhöhungen gegen Bar- und/oder 

Sacheinlagen aufgrund des Bezugsverhältnisses ergeben; 

(b) soweit dies erforderlich ist, um im Falle eines an alle Aktionärinnen und Ak-

tionäre gerichteten Angebots oder bei einer Kapitalerhöhung mit Bezugs-

recht den Inhabern von Options- oder Wandelschuldverschreibungen der 

Gesellschaft oder einer Konzerngesellschaft in dem Umfang Aktien zu gewäh-

ren, in dem diese Inhaber nach Ausübung des Options- oder Wandlungs-

rechts oder der Erfüllung der entsprechenden Pflicht ein Bezugsrecht auf Ak-

tien der Gesellschaft hätten; 

(c) bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen bis zu einem Betrag, der 10 % des 

Grundkapitals im Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung oder, 

wenn das Grundkapital dann niedriger ist, im Zeitpunkt der Ausübung dieser 

Ermächtigung nicht übersteigt, wenn der Ausgabepreis der neuen Aktien den 

Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien gleicher Ausstattung nicht 

wesentlich im Sinne der §§ 203 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 i. V. m. 186 Abs. 3 

Satz 4 AktG unterschreitet. Auf die vorgenannte 10 %-Grenze werden Aktien 

angerechnet, die auf Grund einer Ermächtigung der Hauptversammlung der 

Gesellschaft erworben und gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 AktG i. V. m. § 186 

Abs. 3 Satz 4 AktG während der Laufzeit dieser Ermächtigung veräußert wer-

den. Ferner sind auf diese Begrenzung diejenigen Aktien anzurechnen, die 

zur Bedienung von Bezugsrechten aus Options- und/oder Wandelschuldver-

schreibungen ausgegeben werden, sofern die Options- und/oder Wandel-

schuldverschreibungen während der Laufzeit dieser Ermächtigung in ent-

sprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des 

Bezugsrechts ausgegeben werden; 

(d) bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen zur Gewährung von neuen Aktien 

zum Zweck des unmittelbaren oder mittelbaren Erwerbs von Unter nehmen, 

Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen und von sonstigen 

Vermögensgegenständen, einschließlich Darlehens- und sonstigen Verbind-

lichkeiten, einschließlich Forderungen gegen die Gesellschaft selbst; 

(e) um die neuen Aktien Personen, die im Arbeitsverhältnis zu der Gesellschaft 

oder einem mit ihr im Sinne des § 15 AktG verbundenen Unternehmen ste-

hen, oder Organmitgliedern von einem mit ihr im Sinne des § 15 AktG ver-

bundenen Unternehmen sind, zum Bezug anzubieten, wobei der Bezug auch 
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zu vergünstigten Konditionen erfolgen darf. Die neuen Aktien können auch 

von einem oder mehreren durch den Vorstand bestimmten Kreditinstituten 

oder Unternehmen im Sinne des § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG mit der Verpflich-

tung übernommen werden, sie ausschließlich an die hiernach begünstigten 

Personen weiterzugeben. 

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung der Gesellschaft nach 

vollständiger oder teilweiser Durchführung der Kapitalerhöhung aus dem Geneh-

migten Kapital 2021 oder nach Ablauf der Ermächtigungsfrist entsprechend dem 

Umfang der Kapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 2021 anzupassen.“ 

d) Bis zum Wirksamwerden der unter lit. c) beschriebenen Satzungsänderung durch Eintra-

gung in das Handelsregister bleibt die bislang bestehende Ermächtigung des Vorstands 

zur Erhöhung des Grundkapitals durch Ausgabe neuer Aktien gemäß § 4 Abs. 2 der Sat-

zung (Genehmigtes Kapital 2018) unberührt. 

7. Beschlussfassung über die Erteilung einer Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel-, Options- 

und/oder Gewinnschuldverschreibungen und/oder Genussrechte (bzw. Kombinationen dieser 

Instrumente) mit der Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses, die Schaffung eines Beding-

ten Kapitals 2021 und entsprechende Satzungsänderungen 

Die Hauptversammlung hat bislang keine Ermächtigung des Vorstands zur Ausgabe von Schuld-

verschreibungen o. ä. beschlossen. Um der Verwaltung die Möglichkeit zu eröffnen, flexibel auf 

entsprechende Marktgelegenheiten zu reagieren, soll nun eine entsprechende Ermächtigung 

beschlossen werden.  

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu beschließen: 

a) Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum Ablauf des 

18. Mai 2026 einmalig oder mehrmals auf den Inhaber oder auf den Namen lautende 

Wandel-, Options- und/oder Gewinnschuldverschreibungen und/oder Genussrechte 

(bzw. Kombinationen dieser Instrumente) (zusammen „Schuldverschreibungen“) mit o-

der ohne Laufzeitbegrenzung im Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 150.000.000,00 zu 

begeben und den Inhabern bzw. Gläubigern von Schuldverschreibungen Wandlungs- bzw. 

Optionsrechte zum Bezug von bis zu 7.293.890 auf den Inhaber lautenden Stückaktien der 

Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von insgesamt bis zu 

EUR 14.587.780,00 nach näherer Maßgabe der Bedingungen der Schuldverschreibungen 

zu gewähren und/oder in den Bedingungen der Schuldverschreibungen Pflichten zur 
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Wandlung der jeweiligen Schuldverschreibung in solche Stückaktien zu begründen. Die 

Schuldverschreibungen können gegen Bar- oder Sacheinlage ausgegeben werden.  

(1) Währung, ausgebende Gesellschaft 

Die Schuldverschreibungen können in Euro oder - unter Begrenzung auf den ent-

sprechenden Euro-Gegenwert - in einer anderen gesetzlichen Währung, beispiels-

weise eines OECD-Landes, begeben werden. Sie können auch durch eine unmittel-

bare oder mittelbare in- oder ausländische Mehrheitsbeteiligungsgesellschaft der 

DFV Deutsche Familienversicherung AG („Konzernunternehmen“) ausgegeben 

werden; für einen solchen Fall wird der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats die Übernahme der Garantie für die Schuldverschreibungen durch die 

DFV Deutsche Familienversicherung AG zu beschließen und den Inhabern der 

Schuldverschreibungen Wandlungs- bzw. Optionsrechte auf neue auf den Inhaber 

lautende Stückaktien der Gesellschaft zu gewähren oder entsprechende Wand-

lungspflichten zu begründen und weitere für eine erfolgreiche Ausgabe erforderli-

che Erklärungen abzugeben sowie Handlungen vorzunehmen. 

(2) Bezugsrecht, Bezugsrechtsausschluss 

Den Aktionärinnen und Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht auf die 

Schuldverschreibungen zu. Das Bezugsrecht kann auch mittelbar gewährt werden, 

indem die Schuldverschreibungen von einem oder mehreren Kreditinstituten bzw. 

diesen nach § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG gleichstehenden Unternehmen mit der Ver-

pflichtung übernommen werden, sie den Aktionärinnen und Aktionären zum Bezug 

anzubieten. Werden Schuldverschreibungen von einem Konzernunternehmen aus-

gegeben, hat die Gesellschaft die Gewährung der gesetzlichen Bezugsrechte für Ak-

tionärinnen und Aktionäre der Gesellschaft gemäß Vorstehendem sicherzustellen. 

Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Be-

zugsrecht der Aktionärinnen und Aktionäre auf die Schuldverschreibungen auszu-

schließen: 

(a) für Spitzenbeträge, die sich aufgrund des Bezugsverhältnisses ergeben; 

(b) es erforderlich ist, um den Inhabern von bereits zuvor ausgegebenen Wand-

lungs- bzw. Optionsrechten auf Aktien der Gesellschaft bzw. den Gläubigern 

von mit Wandlungspflichten ausgestatteten Wandelschuldverschreibungen 
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ein Bezugsrecht in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach der Aus-

übung dieser Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. nach Erfüllung der Wand-

lungspflichten als Aktionärin bzw. Aktionär zustünde; 

(c) soweit Schuldverschreibungen mit Wandlungs- und/oder Optionsrecht bzw. 

Wandlungspflicht gegen Barleistung ausgegeben werden sollen und der Aus-

gabepreis den nach anerkannten finanzmathematischen Methoden ermittel-

ten theoretischen Marktwert der Schuldverschreibungen mit Wandlungs- 

und/oder Optionsrecht bzw. Wandlungspflicht nicht wesentlich unterschrei-

tet. Diese Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss gilt jedoch nur inso-

weit, als auf die zur Bedienung der Wandlungs- und Optionsrechte bzw. bei 

Erfüllung der Wandlungspflicht auszugebenden Aktien insgesamt ein anteili-

ger Betrag des Grundkapitals von nicht mehr als 10 % des Grundkapitals 

(„Höchstbetrag“) und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch – 

sollte dieses geringer sein – im Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung 

entfällt. Von dem Höchstbetrag ist der anteilige Betrag des Grundkapitals ab-

zusetzen, der auf neue oder auf zuvor erworbene eigene Aktien entfällt, die 

unter vereinfachtem Bezugsrechtsausschluss gemäß oder entsprechend 

§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG während der Laufzeit dieser Ermächtigung ausgege-

ben oder veräußert werden, sowie der anteilige Betrag des Grundkapitals, 

der auf Aktien entfällt, die aufgrund von Options- und/oder Wandlungsrech-

ten bzw. -pflichten bezogen werden können oder müssen, die während der 

Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in sinnge-

mäßer Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden; 

(d) soweit Schuldverschreibungen gegen Sacheinlage ausgegeben werden (ins-

besondere von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an 

Unternehmen oder sonstigen Wirtschaftsgütern, einschließlich Forderun-

gen); sofern der Wert der Sachleistung in einem angemessenen Verhältnis 

zum Marktwert der Schuldverschreibungen steht. 

Soweit Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen ohne Wandlungsrecht, 

Optionsrecht oder Wandlungspflicht ausgegeben werden, wird der Vorstand er-

mächtigt, das Bezugsrecht der Aktionärinnen und Aktionäre mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats insgesamt auszuschließen, wenn diese Genussrechte oder Gewinn-

schuldverschreibungen obligationsähnlich ausgestattet sind, d. h. keine Mitglied-
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schaftsrechte in der Gesellschaft begründen, keine Beteiligung am Liquidationser-

lös gewähren und die Höhe der Verzinsung nicht auf Grundlage der Höhe des Jah-

resüberschusses, des Bilanzgewinns oder der Dividende berechnet wird. Außerdem 

müssen in diesem Fall die Verzinsung und der Ausgabebetrag der Genussrechte o-

der Gewinnschuldverschreibungen den zum Zeitpunkt der Begebung aktuellen 

Marktkonditionen für vergleichbare Mittelaufnahmen entsprechen. 

(3) Ausstattung von Teilschuldverschreibungen 

Schuldverschreibungen können einmalig oder mehrmals, insgesamt oder in Teilen 

sowie auch gleichzeitig in verschiedenen Tranchen begeben werden. Die einzelnen 

Emissionen können in jeweils unter sich gleichberechtigte Teilschuldverschreibun-

gen eingeteilt werden. § 9 Abs. 1 AktG und § 199 AktG bleiben unberührt. 

(a) Optionsschuldverschreibungen 

Im Falle der Ausgabe von Optionsschuldverschreibungen werden jeder Teil-

schuldverschreibung ein oder mehrere Optionsscheine beigefügt, die den In-

haber berechtigen, nach Maßgabe der vom Vorstand festzulegenden Opti-

onsbedingungen auf den Inhaber lautende Stückaktien der Gesellschaft zu 

beziehen. Der anteilige Betrag des Grundkapitals der je Teilschuldverschrei-

bung zu beziehenden, auf den Inhaber lautenden Stückaktien der Gesell-

schaft darf den Nennbetrag der Teilschuldverschreibung jedoch nicht über-

schreiten. Zudem darf die Laufzeit des Optionsrechts die Laufzeit der Opti-

onsschuldverschreibung nicht übersteigen. Im Übrigen kann vorgesehen 

werden, dass etwaige Spitzen zusammengelegt und/oder in Geld ausgegli-

chen werden. Entsprechendes gilt, wenn Optionsscheine einem Genussrecht 

oder einer Gewinnschuldverschreibung beigefügt werden. 

(b) Wandelschuldverschreibungen 

Im Falle der Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen erhalten die Inha-

ber der Teilschuldverschreibungen das Recht, diese nach näherer Maßgabe 

der vom Vorstand festzulegenden Wandelanleihebedingungen in auf den In-

haber lautende Stückaktien der Gesellschaft umzutauschen. Das Umtausch-

verhältnis ergibt sich aus der Division des Nennbetrags einer Teilschuldver-

schreibung durch den festgesetzten Wandlungspreis für eine auf den Inhaber 

lautende Stückaktie der Gesellschaft. Das Umtauschverhältnis kann sich auch 

durch Division des unter dem Nennbetrag liegenden Ausgabebetrags einer 
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Schuldverschreibung durch den festgesetzten Wandlungspreis für eine neue 

auf den Inhaber lautende Stückaktie der Gesellschaft ergeben. Das Um-

tauschverhältnis kann auf eine volle Zahl auf- oder abgerundet werden. Es 

kann vorgesehen werden, dass etwaige Spitzen zusammengelegt und/oder 

in Geld ausgeglichen werden. Der anteilige Betrag des Grundkapitals der bei 

Wandlung auszugebenden auf den Inhaber lautenden Stückaktien darf den 

Nennbetrag der Schuldverschreibung nicht übersteigen. Die Wandelanlei-

hebedingungen können auch eine Wandlungspflicht zum Ende der Laufzeit 

oder zu einem früheren Zeitpunkt vorsehen. Die Gesellschaft kann in den An-

leihebedingungen berechtigt werden, eine etwaige Differenz zwischen dem 

Nennbetrag der Wandelschuldverschreibung und dem Produkt aus Wand-

lungspreis und Umtauschverhältnis ganz oder teilweise in bar auszugleichen. 

Vorstehende Vorgaben gelten entsprechend, wenn das Wandlungsrecht 

bzw. die Wandlungspflicht sich auf ein Genussrecht oder eine Gewinnschuld-

verschreibung beziehen. 

(c) Erfüllungsmöglichkeiten 

Die Wandel- bzw. Optionsanleihebedingungen können das Recht der Gesell-

schaft vorsehen, den Gläubigerinnen und Gläubigern der Schuldverschrei-

bung ganz oder teilweise anstelle der Zahlung eines fälligen Geldbetrags 

neue Aktien oder eigene Aktien der Gesellschaft zu gewähren. Die Aktien 

werden jeweils mit einem Wert angerechnet, der nach näherer Maßgabe der 

Anleihebedingungen dem auf volle Cent aufgerundeten volumengewichte-

ten Durchschnittswert der Börsenkurse von Aktien gleicher Gattung der Ge-

sellschaft im Xetra-Handel (oder in einem an die Stelle des Xetra-Systems ge-

tretenen funktional vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Frankfurter 

Wertpapierbörse an den letzten zehn Handelstagen vor der Erklärung der 

Wandlung bzw. Optionsausübung entspricht. 

Die Wandel- bzw. Optionsanleihebedingungen können ferner vorsehen, dass 

die Gesellschaft den Wandlungs- bzw. Optionsberechtigten nicht Aktien der 

Gesellschaft gewährt, sondern den Gegenwert der andernfalls zu liefernden 

Aktien in Geld zahlt. Der Gegenwert je Aktie entspricht nach näherer Maß-

gabe der Anleihebedingungen dem auf volle Cent aufgerundeten volumen-

gewichteten Durchschnittswert der Börsenkurse von Aktien gleicher Gattung 
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der Gesellschaft im Xetra-Handel (oder in einem an die Stelle des Xetra-Sys-

tems getretenen funktional vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Frank-

furter Wertpapierbörse an den letzten zehn Handelstagen vor der Erklärung 

der Wandlung bzw. Optionsausübung. 

(d) Options- bzw. Wandlungspreis  

Im Falle der Ausgabe von Schuldverschreibungen, die ein Wandlungsrecht, eine 

Wandlungspflicht und/oder ein Optionsrecht gewähren bzw. bestimmen, muss der 

jeweils festzusetzende Options- bzw. Wandlungspreis – auch bei einem variablen 

Umtauschverhältnis bzw. Wandlungspreis – entweder (i) mindestens 80 % des vo-

lumengewichteten Durchschnitts aus den Börsenkursen der Aktien der Gesellschaft 

gleicher Gattung im Xetra-Handel (oder in einem an die Stelle des Xetra-Systems 

getretenen funktional vergleichbaren Nachfolgesystem) der Frankfurter Wertpa-

pierbörse an den zehn Börsentagen vor dem Tag der Beschlussfassung durch den 

Vorstand über die Begebung der Options- oder Wandelschuldverschreibungen be-

tragen oder (ii) - für den Fall der Einräumung eines Bezugsrechts - mindestens 80 % 

des volumengewichteten Durchschnitts aus den Börsenkursen der Aktien der Ge-

sellschaft gleicher Gattung im Xetra-Handel (oder in einem an die Stelle des Xetra-

Systems getretenen funktional vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Frankfur-

ter Wertpapierbörse im Zeitraum vom Beginn der Bezugsfrist bis zum dritten Tag 

vor der Bekanntmachung der endgültigen Konditionen gemäß § 186 Abs. 2 Satz 2 

AktG (einschließlich) entsprechen. 

§ 9 Abs. 1 AktG und § 199 AktG bleiben unberührt. 

(e) Verwässerungsschutz 

Die Ermächtigung umfasst auch die Möglichkeit, nach näherer Maßgabe der jewei-

ligen Anleihebedingungen in bestimmten Fällen Verwässerungsschutz zu gewähren 

bzw. Anpassungen vorzunehmen. Dies kann insbesondere vorgesehen werden, 

wenn die Gesellschaft während der Wandlungs- oder Optionsfrist ihr Grundkapital 

unter Einräumung eines Bezugsrechts an ihre Aktionärinnen und Aktionäre erhöht 

oder weitere Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen begibt bzw. Wandlungs- 

oder Optionsrechte gewährt oder garantiert und den Inhabern schon bestehender 

Wandlungs- oder Optionsrechte hierfür kein Bezugsrecht einräumt, wie es ihnen 

nach Ausübung des Wandlungs- oder Optionsrechts bzw. der Erfüllung ihrer Wand-
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lungspflichten als Aktionärin und Aktionär zustünde, oder wenn durch eine Kapital-

erhöhung aus Gesellschaftsmitteln das Grundkapital erhöht wird. Für solche Fälle 

kann über die Wandel- bzw. Optionsanleihebedingungen sichergestellt werden, 

dass der wirtschaftliche Wert der bestehenden Wandlungs- bzw. Optionsrechte un-

berührt bleibt, indem die Wandlungs- oder Optionsrechte wertwahrend angepasst 

werden, soweit die Anpassung nicht bereits durch Gesetz zwingend geregelt ist. Die 

wertwahrende Anpassung kann insbesondere durch Einräumung von Bezugsrech-

ten, durch die Veränderung oder Einräumung von Barkomponenten oder durch 

Veränderung des Wandlungs-/Optionspreises erfolgen. Das Vorstehende gilt ent-

sprechend für den Fall der Kapitalherabsetzung oder anderer Kapitalmaßnahmen, 

von Aktiensplits, von Umstrukturierungen, einer Kontrollerlangung durch Dritte, ei-

ner Dividendenzahlung oder anderer vergleichbarer Maßnahmen, die zu einer Ver-

wässerung des Werts der Aktien führen können. § 9 Abs. 1 AktG und § 199 AktG 

bleiben unberührt. In jedem Fall darf der anteilige Betrag des Grundkapitals der je 

Schuldverschreibung zu beziehenden Aktien den Nennbetrag pro Schuldverschrei-

bung bzw. einen niedrigeren Ausgabepreis nicht überschreiten. 

(f) Ermächtigung zur Festlegung der weiteren Einzelheiten 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Ein-

zelheiten der Ausgabe und Ausstattung der Schuldverschreibungen, insbesondere 

Zinssatz, Art der Verzinsung, Ausgabekurs, Laufzeit, Stückelung, Verwässerungs-

schutzbestimmungen, Restrukturierungsmöglichkeiten, Options- bzw. Wandlungs-

preis und Options- bzw. Wandlungszeitraum sowie Währung und Umrechnungsmo-

dalitäten festzusetzen. Für den Fall der Ausgabe durch Konzernunternehmen hat 

der Vorstand zusätzlich das Einvernehmen mit den Organen der die Schuldver-

schreibungen begebenden Konzernunternehmen herzustellen. § 9 Abs. 1 AktG und 

§ 199 AktG bleiben jeweils unberührt. 

b) Die unter vorstehendem Buchstaben c) zu fassenden Beschlüsse werden nur und erst mit 

Eintragung des neuen § 4 (3) der Satzung zur Schaffung des Bedingten Kapitals 2021 in 

das Handelsregister wirksam. 

c) Bedingte Kapitalerhöhung  

Das Grundkapital der Gesellschaft wird um bis zu EUR 14.587.780,00 durch Ausgabe von 

bis zu 7.293.890 neuen auf den Inhaber lautenden Stückaktien bedingt erhöht („Beding-

tes Kapital 2021“). 
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Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von auf den Inhaber lautenden Stück-

aktien an die Inhaber bzw. Gläubiger von Wandel-, Options- und/oder Gewinnschuldver-

schreibungen und/oder Genussrechten (bzw. Kombinationen dieser Instrumente), die 

aufgrund der von den Hauptversammlungen vom 19. Mai 2021 unter Tagesordnungs-

punkt 7 beschlossenen Ermächtigungen von der Gesellschaft oder deren unmittelbaren 

oder mittelbaren in- oder ausländischen Mehrheitsbeteiligungsgesellschaften begeben 

werden und ein Wandlungs- bzw. Optionsrecht zum Bezug von auf den Inhaber lautenden 

Stückaktien der Gesellschaft gewähren bzw. eine Wandlungspflicht bestimmen. 

Die Ausgabe der neuen auf den Inhaber lautenden Stückaktien aus dem Bedingten Kapital 

2021 darf nur zu einem Wandlungs- bzw. Optionspreis erfolgen, welcher den Vorgaben 

der jeweils maßgeblichen, von der Hauptversammlung vom 19. Mai 2021 unter Tagesord-

nungspunkt 7 beschlossenen Ermächtigung entspricht. 

Die bedingte Kapitalerhöhung ist nur insoweit durchzuführen, wie von Options- bzw. 

Wandlungsrechten Gebrauch gemacht wird, wie die zur Wandlung verpflichteten Inhaber 

bzw. Gläubiger ihre Pflicht zur Wandlung erfüllen oder wie Andienungen von Aktien auf-

grund von Ersetzungsbefugnissen der Gesellschaft erfolgen und soweit nicht eigene Ak-

tien oder neue Aktien aus einer Ausnutzung eines Genehmigten Kapitals zur Bedienung 

eingesetzt werden. Die neuen auf den Inhaber lautenden Stückaktien nehmen vom Be-

ginn des Geschäftsjahres an, in dem sie durch Ausübung von Options- bzw. Wandlungs-

rechten oder durch die Erfüllung von Wandlungspflichten oder die Ausübung von Andie-

nungsrechten entstehen, am Gewinn teil. Der Vorstand wird ermächtigt, die weiteren Ein-

zelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. 

d) Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung des nachfolgend neu einzufügenden § 4 (3) 

der Satzung entsprechend der jeweiligen Inanspruchnahme des Bedingten Kapitals 2021 

und nach Ablauf sämtlicher Options- bzw. Wandlungsfristen zu ändern. 

e) Satzungsänderung 

Hinter § 4 (2) der Satzung soll folgender § 4 (3) eingefügt werden: 

„Das Grundkapital ist um bis zu EUR 14.587.780,00 durch Ausgabe von bis zu 7.293.890 

neuen auf den Inhaber lautenden Stückaktien bedingt erhöht („Bedingtes Kapital 2021“). 

Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von auf den Inhaber lautenden Stück-

aktien an die Inhaber bzw. Gläubiger von Wandel-, Options- und/oder Gewinnschuldver-

schreibungen und/oder Genussrechten (bzw. Kombinationen dieser Instrumente), die 
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aufgrund der von den Hauptversammlungen vom 19. Mai 2021 unter Tagesordnungs-

punkt 7 beschlossenen Ermächtigungen von der Gesellschaft oder deren unmittelbaren 

oder mittelbaren in- oder ausländischen Mehrheitsbeteiligungsgesellschaften begeben 

werden und ein Wandlungs- bzw. Optionsrecht zum Bezug von auf den Inhaber lautenden 

Stückaktien der Gesellschaft gewähren bzw. eine Wandlungspflicht bestimmen. 

Die Ausgabe der neuen auf den Inhaber lautenden Stückaktien aus dem Bedingten Kapital 

2021 darf nur zu einem Wandlungs- bzw. Optionspreis erfolgen, welcher den Vorgaben 

der jeweils maßgeblichen, von der Hauptversammlung vom 19. Mai 2021 unter Tagesord-

nungspunkt 7 beschlossenen Ermächtigung entspricht. 

Die bedingte Kapitalerhöhung ist nur insoweit durchzuführen, wie von Options- bzw. 

Wandlungsrechten Gebrauch gemacht wird, wie die zur Wandlung verpflichteten Inhaber 

bzw. Gläubiger ihre Pflicht zur Wandlung erfüllen oder wie Andienungen von Aktien auf-

grund von Ersetzungsbefugnissen der Gesellschaft erfolgen und soweit nicht eigene Ak-

tien oder neue Aktien aus einer Ausnutzung eines Genehmigten Kapitals zur Bedienung 

eingesetzt werden. Die neuen auf den Inhaber lautenden Stückaktien nehmen vom Be-

ginn des Geschäftsjahres an, in dem sie durch Ausübung von Options- bzw. Wandlungs-

rechten oder durch die Erfüllung von Wandlungspflichten oder die Ausübung von Andie-

nungsrechten entstehen, am Gewinn teil. Der Vorstand ist ermächtigt, die weiteren Ein-

zelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen.  

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, nach Ausnutzung des Bedingten Kapitals 2021 oder Ablauf 

der Frist für die Ausnutzung des Bedingten Kapitals 2021 die Fassung der Satzung entspre-

chend anzupassen. 

Der Vorstand hat im Hinblick auf die unter Buchstabe a) (2) vorgesehene Ermächtigung zum 

Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 221 Abs. 4 Satz 2 in Verbindung mit § 186 Abs. 4 Satz 2 

AktG einen schriftlichen Bericht über die Gründe für den Ausschluss des Bezugsrechts erstattet. 

Der Inhalt des Berichts wird unter Ziffer II. dieser Einladung zur ordentlichen Hauptversammlung 

bekannt gemacht. 

8. Beschlussfassung über die Ermächtigung der Gesellschaft zum Erwerb eigener Aktien auch un-

ter Ausschluss eines Andienungsrechts und zu deren Verwendung auch unter Ausschluss des 
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gesetzlichen Bezugsrechts der Aktionärinnen und Aktionäre sowie Ermächtigung zur Einzie-

hung erworbener eigener Aktien und Kapitalherabsetzung 

Die Hauptversammlung hat bislang keine Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien gemäß § 71 

Abs. 1 Nr. 8 AktG und zur Verwendung aufgrund einer solchen Ermächtigung erworbener eige-

ner Aktien beschlossen. Deshalb soll eine entsprechende Ermächtigung nun beschlossen wer-

den.  

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu beschließen: 

a) Die Gesellschaft wird ermächtigt, gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG zu jedem zulässigen Zweck 

eigene Aktien zu erwerben. Diese Ermächtigung gilt bis zum 18. Mai 2026. Sie ist insge-

samt auf einen Anteil von 10 % des im Zeitpunkt der Beschlussfassung der Hauptversamm-

lung oder – falls dieser Wert geringer ist – des zum Zeitpunkt der Ausübung der Ermäch-

tigung bestehenden Grundkapitals beschränkt. Die Ermächtigung kann unmittelbar durch 

die Gesellschaft oder durch ein von der Gesellschaft abhängiges oder in ihrem Mehrheits-

besitz stehendes Unternehmen oder durch von der Gesellschaft oder von der Gesellschaft 

abhängige oder in ihrem Mehrheitsbesitz stehende Unternehmen beauftragte Dritte aus-

geübt werden und erlaubt den Erwerb eigener Aktien im ganzen Umfang oder in Teilbe-

trägen sowie den einmaligen oder mehrmaligen Erwerb. 

Der Erwerb eigener Aktien kann nach Wahl des Vorstands über die Börse oder mittels 

eines an sämtliche Aktionärinnen und Aktionäre gerichteten öffentlichen Kaufangebots 

oder mittels einer an alle Aktionärinnen und Aktionäre gerichteten öffentlichen Aufforde-

rung zur Abgabe von Verkaufsangeboten erfolgen. 

(1) Erfolgt der Erwerb über die Börse, darf die Gesellschaft je Aktie nur einen Gegen-

wert zahlen, der den am Börsenhandelstag durch die Eröffnungsauktion ermittelten 

Kurs im XETRA-Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Frank-

furter Wertpapierbörse um nicht mehr als 10 % über- und um nicht mehr als 20 % 

unterschreitet. 

(2) Erfolgt der Erwerb über ein öffentliches Kaufangebot, dürfen der gebotene Kauf-

preis oder die Grenzwerte der Kaufpreisspanne je Aktie den arithmetischen Mittel-

wert der Kurse der Stückaktien der Gesellschaft in der Schlussauktion im XETRA-

Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpa-

pierbörse während der letzten drei Börsenhandelstage vor dem Tag der öffentli-

chen Ankündigung des Angebots ohne Berücksichtigung der Erwerbsnebenkosten 

um nicht mehr als 10 % über- und um nicht mehr als 20 % unterschreiten. Ergeben 
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sich nach Veröffentlichung eines öffentlichen Kaufangebots erhebliche Kursabwei-

chungen vom gebotenen Kaufpreis oder den Grenzwerten der gebotenen Kauf-

preisspanne, so kann das Angebot angepasst werden. In diesem Fall wird auf den 

arithmetischen Mittelwert der Kurse der Stückaktien der Gesellschaft in der 

Schlussauktion im XETRA-Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an 

der Frankfurter Wertpapierbörse während der letzten drei Börsenhandelstage vor 

dem Tag der öffentlichen Ankündigung der Anpassung abgestellt.  

(3) Erfolgt der Erwerb mittels einer an alle Aktionärinnen und Aktionäre gerichteten 

öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten, legt die Gesellschaft 

eine Kaufpreisspanne je Aktie fest, innerhalb derer Verkaufsangebote abgegeben 

werden können. Die Kaufpreisspanne kann angepasst werden, wenn sich während 

der Angebotsfrist erhebliche Kursabweichungen vom Kurs zum Zeitpunkt der Ver-

öffentlichung der Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten ergeben. Der 

von der Gesellschaft zu zahlende Kaufpreis je Aktie, den die Gesellschaft aufgrund 

der eingegangenen Verkaufsangebote ermittelt, darf den arithmetischen Mittel-

wert der Kurse der Stückaktien der Gesellschaft in der Schlussauktion im XETRA 

Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpa-

pierbörse während der letzten drei Börsenhandelstage vor dem nachfolgend be-

schriebenen Stichtag ohne Berücksichtigung der Erwerbsnebenkosten um nicht 

mehr als 10 % über- und um nicht mehr als 20 % unterschreiten. Stichtag ist der 

Tag, an dem der Vorstand der Gesellschaft endgültig formell über die Veröffentli-

chung der Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten oder deren Anpassung 

entscheidet. 

In den Fällen von Ziffern (2) und (3) kann das Volumen des Erwerbs bzw. der Annahme 

begrenzt werden. Sofern das öffentliche Kauf- oder die öffentliche Aufforderung zur Ab-

gabe von Verkaufsangeboten überzeichnet ist, muss die Annahme im Verhältnis der je-

weils angedienten Aktien bzw. Angeboten erfolgen; ein etwaiges Recht der Aktionärinnen 

und Aktionäre, ihre Aktien im Verhältnis ihrer Beteiligungsquoten anzudienen, wird inso-

weit ausgeschlossen. Eine bevorrechtigte Annahme geringer Stückzahlen bis zu 150 Stück 

angedienter Aktien je Aktionärin/Aktionär kann vorgesehen werden. Das öffentliche 

Kaufangebot oder die öffentliche Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten kön-

nen weitere Bedingungen vorsehen. 

b) Verwendung eigener Aktien 
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Der Vorstand wird ermächtigt, die aufgrund dieser Ermächtigung gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 

AktG erworbenen eigenen Aktien zusätzlich zu einer Veräußerung über die Börse oder 

über ein Angebot an alle Aktionärinnen und Aktionäre zu jedem zulässigen Zweck, mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats insbesondere auch wie folgt, zu verwenden: 

(1) Sie können auch in anderer Weise als über die Börse oder durch ein Angebot an alle 

Aktionärinnen und Aktionäre gegen Barzahlung zu einem Preis veräußert werden, 

der den Börsenpreis von Aktien der Gesellschaft zum Zeitpunkt der Veräußerung 

nicht wesentlich unterschreitet; der auf die Anzahl der unter dieser Ermächtigung 

veräußerten Aktien entfallende anteilige Betrag des Grundkapitals darf 10 % des 

Grundkapitals nicht überschreiten, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwer-

dens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Sofern während der 

Laufzeit dieser Ermächtigung bis zu ihrer Ausnutzung von anderen Ermächtigungen 

zur Ausgabe oder zur Veräußerung von Aktien oder zur Ausgabe von Rechten, die 

den Bezug von Aktien der Gesellschaft ermöglichen oder zu ihm verpflichten, Ge-

brauch gemacht und dabei das Bezugsrecht in direkter oder entsprechender An-

wendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgeschlossen wird, ist dies auf die in vor-

stehendem Satz genannte 10 %-Grenze anzurechnen. 

(2) Sie können Dritten gegen Sachleistungen angeboten und übertragen werden, ins-

besondere im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder zum Erwerb 

von Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteiligungen an Unternehmen oder 

sonstigen Vermögensgegenständen oder Ansprüchen auf den Erwerb von Vermö-

gensgegenständen einschließlich Forderungen gegen die Gesellschaft     oder ihre 

Konzerngesellschaften. 

(3) Sie können als Belegschaftsaktien im Rahmen der vereinbarten Vergütung oder ge-

sonderten Programmen, einschließlich Aktienoptionsprogrammen, (aktuellen und 

ehemaligen) Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Gesellschaft und ihrer verbun-

denen Unternehmen sowie (aktuellen und ehemaligen) Organmitgliedern von mit 

der Gesellschaft verbundenen Unternehmen angeboten und übertragen werden. 

Sie können den vorgenannten Personen und Organmitgliedern insbesondere ent-

geltlich oder unentgeltlich zum Erwerb angeboten, zugesagt und übertragen wer-

den. Die Aktien können dabei auch einem Kreditinstitut übertragen werden, das die 

Aktien mit der Verpflichtung übernimmt, sie ausschließlich für die Zwecke nach Satz 

1 dieser Ziffer (3) zu verwenden. 
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(4) Sie können zur Erfüllung von Wandlungs- oder Optionsrechten, die von der Gesell-

schaft oder einer Konzerngesellschaft bei der Ausgabe von Schuldverschreibungen 

(einschließlich Genussrechten) eingeräumt wurden, oder zur Erfüllung von Wand-

lungspflichten aus von der Gesellschaft oder einer Konzerngesellschaft ausgegebe-

nen Schuldverschreibungen (einschließlich Genussrechten) verwendet werden. 

Darüber hinaus wird der Vorstand ermächtigt, das Bezugsrecht auszuschließen, um 

den Inhabern beziehungsweise Gläubigern von Wandlungs-/Optionsrechten auf Ak-

tien der Gesellschaft beziehungsweise entsprechender Wandlungspflichten zum 

Ausgleich von Verwässerungen Bezugsrechte in dem Umfang zu gewähren, wie sie 

ihnen nach bereits erfolgter Ausübung dieser Rechte beziehungsweise Erfüllung 

dieser Pflichten zustünden, und eigene Aktien zur Bedienung solcher Bezugsrechte 

zu verwenden. 

(5) Sie können zur Durchführung einer sogenannten Aktiendividende (Scrip Dividend) 

verwendet werden. 

(6) Sie können zur Einführung von Aktien der Gesellschaft an ausländischen Börsen, an 

denen sie bisher nicht zum Handel zugelassen sind, verwendet werden. Der Preis, 

zu dem diese Aktien an ausländischen Börsen eingeführt werden, darf den arithme-

tischen Mittelwert der Kurse der Stückaktien der Gesellschaft in der Schlussauktion 

im XETRA-Handel (oder einem entsprechenden Nachfolgesystem) an der Frankfur-

ter Wertpapierbörse während der letzten drei Börsenhandelstage vor dem Tag der 

Einführung an der ausländischen Börse ohne Berücksichtigung der Erwerbsneben-

kosten um nicht mehr als 5 % unterschreiten. 

(7) Sie können ganz oder teilweise eingezogen werden, ohne dass die Einziehung und 

ihre Durchführung eines weiteren Hauptversammlungsbeschlusses bedürfen. Die 

Einziehung kann auch gemäß § 237 Abs. 3 Nr. 3 AktG ohne Kapitalherabsetzung 

durch Anpassung des anteiligen Betrags der übrigen Stückaktien am Grundkapital 

der Gesellschaft gemäß § 8 Abs. 3 AktG erfolgen. Der Vorstand wird für diesen Fall 

zur Anpassung der Angabe der Anzahl der Stückaktien in der Satzung ermächtigt. 

Die Einziehung kann auch mit einer Kapitalherabsetzung verbunden werden; in die-

sem Fall ist der Vorstand ermächtigt, das Grundkapital um den auf die eingezoge-

nen Aktien entfallenden anteiligen Betrag des Grundkapitals herabzusetzen und die 

Angabe der Zahl der Aktien und des Grundkapitals in der Satzung entsprechend an-

zupassen. 

c) Verwendung eigener Aktien durch den Aufsichtsrat 
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Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die aufgrund dieser Ermächtigung gemäß § 71 Abs. 1 

Nr. 8 AktG erworbenen eigenen Aktien wie folgt zu verwenden: Sie können zur Bedienung 

von Erwerbspflichten oder Erwerbsrechten auf Aktien der Gesellschaft verwendet wer-

den, soweit diese mit Mitgliedern des Vorstands im Rahmen der Regelungen zur Vor-

standsvergütung vereinbart werden oder im Rahmen der Teilnahme der Vorstandsmit-

glieder an einem Aktienoptionsprogramm entstehen sollten. Insbesondere können sie 

den Mitgliedern des Vorstands zum Erwerb angeboten, zugesagt und übertragen werden, 

wobei das Vorstandsanstellungs- oder Organverhältnis zum Zeitpunkt des Angebots, der 

Zusage oder der Übertragung bestehen muss. 

d) Ausschluss des Bezugsrechts 

Das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionärinnen und Aktionäre auf erworbene eigene Ak-

tien wird insoweit ausgeschlossen, als diese Aktien gemäß den vorstehenden Ermächti-

gungen unter lit. b) (1) bis (7) und lit. c) verwendet werden. Darüber hinaus kann bei ei-

nem Angebot zum Erwerb eigener Aktien an alle Aktionärinnen und Aktionäre das Bezugs-

recht für Spitzenbeträge, die sich aufgrund des Bezugsrechts ergeben, ausgeschlossen 

werden. Die Summe der unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionärinnen und Aktio-

näre verwendeten Aktien darf während der Laufzeit der vorliegenden Ermächtigung 10 % 

des Grundkapitals im Zeitpunkt des Wirksamwerdens oder – falls dieser Wert geringer ist 

– im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung nicht übersteigen. Sofern während der 

Laufzeit dieser Ermächtigung bis zu ihrer Ausnutzung von anderen Ermächtigungen zur 

Ausgabe oder zur Veräußerung von Aktien der Gesellschaft oder zur Ausgabe von Rech-

ten, die den Bezug von Aktien der Gesellschaft ermöglichen oder zu ihm verpflichten, Ge-

brauch gemacht und dabei das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, ist dies auf die in vor-

stehendem Satz genannte 10 %-Grenze anzurechnen. 

e) Ausübung der Ermächtigung 

Die vorstehenden Ermächtigungen können einmal oder mehrmals, ganz oder in Teilen, 

einzeln oder gemeinsam ausgenutzt werden. Sie erfassen auch die Verwendung von Ak-

tien der Gesellschaft, die (i) aufgrund von § 71d Satz 5 AktG erworben, (ii) durch ein von 

der Gesellschaft abhängiges oder in ihrem Mehrheitsbesitz stehendes Unternehmen oder 

(iii) durch Dritte für Rechnung der Gesellschaft oder durch Dritte für Rechnung eines von 

der Gesellschaft abhängigen oder in ihrem Mehrheitsbesitz stehenden Unternehmens er-

worben werden. 
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II. Angaben zu Tagesordnungspunkt 4: Vergütungssystem für die Mitglieder des Vorstands 

A. Grundzüge und Ziele des Vergütungssystems 

Das System zur Vergütung der Vorstandsmitglieder der DFV Deutsche Familienversicherung AG 

ist auf eine nachhaltige und langfristige Unternehmensentwicklung ausgerichtet. Als stark wach-

sendes und in Europa führendes InsurTech-Unternehmen ist insoweit die erfolgreiche Fortset-

zung des dynamischen Wachstums der letzten Jahre das wesentlichste Kriterium für die nach-

haltige und langfristige Unternehmensentwicklung und die Geschäftsstrategie.  

Da die DFV Deutsche Familienversicherung AG ein Versicherungsunternehmen ist, berücksich-

tigt das Vergütungssystem über die aktienrechtlichen Vorgaben hinaus die weiteren, sich aus 

dem Versicherungsaufsichtsgesetz, der Richtlinie 2009/138/EG (Solvency-II-Richtlinie) sowie der 

Delegierten VO (EU) 2015/35 zur Ergänzung der Richtlinie 2009/138/EG ergebenden Vorgaben.  

Das Vergütungssystem zielt darauf ab, die Vorstandsmitglieder entsprechend ihres Aufgaben- 

und Verantwortungsbereichs, der Situation der DFV Deutsche Familienversicherung AG als ein 

stark wachsendes und im Aufbau befindliches Unternehmen sowie unter Beachtung der Üblich-

keit der Vergütung angemessen und transparent zu vergüten. Das Vergütungssystem soll die 

Festsetzung einer wettbewerbsfähigen Vergütung ermöglichen und so einen Anreiz für enga-

gierte und erfolgreiche Arbeit der Vorstandsmitglieder sowie für eine wertschaffende und lang-

fristige Entwicklung des Unternehmens leisten. Die damit verbundenen strategischen und ope-

rativen Leistungsindikatoren sollen als Zielgrößen in der variablen Vergütung der Vorstandsmit-

glieder verankert werden.  

Gleichzeitig sollen insbesondere Fehlanreize vermieden werden. Aus diesem Grund sieht das 

Vergütungssystem derzeit eine schwerpunktmäßige feste Vergütung der Vorstandsmitglieder 

vor. Die gewählte schwerpunktmäßige Festvergütung fördert die Ausrichtung auf eine langfris-

tige und nachhaltige Entwicklung der DFV Deutsche Familienversicherung AG daher nicht nur 

durch variable Vergütungsbestandteile, die von der Erreichung konkreter strategischer, opera-

tiver oder auf Nachhaltigkeit ausgerichteter Ziele abhängig sind. Die Festlegung eines stärker auf 

die variable Vergütung ausgerichteten Systems birgt nach Ansicht des Aufsichtsrats die Gefahr, 

dass Anreize für Verhaltensweisen gesetzt werden, die einer nachhaltigen und langfristigen Ent-

wicklung der Gesellschaft entgegenwirken könnten. Durch die schwerpunktmäßige Festvergü-

tung werden derartige Fehlanreize weitestgehend ausgeschlossen, ohne die Anreizwirkung va-

riabler Vergütungsbestandteile unberücksichtigt zu lassen. 
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B. Darstellung des Verfahrens zur Festsetzung, Umsetzung und Überprüfung des Vergütungssys-

tems 

Das Vergütungssystem wird gemäß § 87a Abs. 1 AktG durch den Aufsichtsrat festgesetzt. Hierzu 

entwickelt der Aufsichtsrat gemeinsam die Struktur und diskutiert die einzelnen Aspekte des 

Vergütungssystems, um es letztlich zu beschließen. Der Aufsichtsrat kann dabei auf externe Ver-

gütungsexperten zurückgreifen, auf deren Unabhängigkeit zu achten ist. Ferner können auch 

externe Rechtsberater hinzugezogen werden.  

Die Hauptversammlung beschließt über das Vergütungssystem bei jeder wesentlichen Änderung 

des Vergütungssystems, mindestens jedoch alle vier Jahre. Hat die Hauptversammlung das Ver-

gütungssystem nicht gebilligt, so ist spätestens in der darauffolgenden ordentlichen Hauptver-

sammlung ein überprüftes Vergütungssystem zum Beschluss vorzulegen. 

Im Rahmen der Entwicklung des vorliegenden Vergütungssystems hat der Aufsichtsrat die bis-

herige Struktur der Vergütung der Vorstandsmitglieder der DFV Deutsche Familienversicherung 

AG einer Angemessenheitsprüfung unterzogen. Darüber hinaus überprüft der Aufsichtsrat auch 

künftig einmal jährlich die Angemessenheit der Vorstandsvergütung und zieht dabei folgende 

Kriterien heran: die zukünftige Geschäftsstrategie, die wirtschaftliche Lage, den Erfolg des Un-

ternehmens, sowie die Aufgaben der einzelnen Mitglieder des Vorstands und deren persönliche 

Leistung in der Vergangenheit. Auch das Branchenumfeld und die Vergütungsstruktur, die an-

sonsten im Unternehmen gilt, spielen eine Rolle. 

Das vorliegende System zur Vergütung der Vorstandsmitglieder gilt für alle ab dem 19. Mai 2021 

neu abzuschließenden, zu ändernden oder zu verlängernden Dienstverträge mit Vorstandsmit-

gliedern. Die laufenden Dienstverträge sämtlicher Vorstandsmitglieder sollen durch Abschluss 

entsprechender Nachtragsvereinbarungen nach dem Tag der Hauptversammlung mit Wirkung 

zum 1. Januar 2021 an dieses Vergütungssystem angepasst werden.  

C. Vergütungsbestandteile 

Die Gesamtvergütung jedes Vorstandsmitglieds besteht aus den drei Komponenten:  

 einer erfolgsunabhängigen Festvergütung (hierzu unter C.1.); 

 dem sog. F-Bonus (hierzu unter C.2.); und  

 dem sog. V-Bonus (hierzu unter C.3.). 
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1. Festvergütung 

a) Grundvergütung 

Die Vorstandsmitglieder erhalten eine jährliche erfolgsunabhängige Grundvergütung, die in 

zwölf gleichen Monatsraten ausgezahlt wird. 

b) Nebenleistungen 

Darüber hinaus werden den Vorstandsmitgliedern Sachbezüge und Nebenleistungen gewährt, 

wie beispielsweise Zuschüsse zu Versicherungen und der Abschluss einer D&O-Versicherung. 

2. F-Bonus 

Den Vorstandsmitgliedern wird eine einjährig bemessene, erfolgsabhängige, kurzfristig orien-

tierte variable Vergütung gewährt (sog. „F-Bonus“), die auf dem Erreichen bestimmter finanzi-

eller- und unternehmerischer Ziele basiert. Der F-Bonus beträgt pro Vorstandsmitglied maximal 

EUR 50.000. 

Die für ein Geschäftsjahr relevanten Zielstellungen legt der Aufsichtsrat auf Basis der Unterneh-

mensplanung vor Beginn des jeweiligen Geschäftsjahres fest. Grundsätzlich bestimmt sich die 

Auszahlung und die Höhe des F-Bonus nach dem Erreichen von drei im Voraus festgelegten Pri-

märzielen. Zudem werden je zwei Sekundärziele vereinbart, deren Erreichen das Nicht-Erreichen 

eines Primärziels zum Zwecke der Feststellung, ob und in welcher Höhe der F-Bonus ausgezahlt 

wird, kompensieren kann.  

Bei den festzulegenden Zielstellungen handelt es sich um operative und strategische Ziele der 

Gesellschaft oder ihres Konzerns. Für das Geschäftsjahr 2021 wurden beispielsweise die folgen-

den Zielstellungen als Primärziele vereinbart: Vertriebsleistung im Neugeschäft, die Ertragskraft 

der Gesellschaft in Form eines Verlusts bzw. Gewinns nach IFRS und ein Zielkurs der Aktien der 

Gesellschaft zum Ende des Geschäftsjahres. Als Sekundärziel wurde für das Geschäftsjahr 2021 

beispielsweise der erfolgreiche Markteintritt in Österreich und die erfolgreiche Einführung eines 

neuen Kombi-Versicherungsproduktes vereinbart. 

Der Aufsichtsrat legt die Zielstellungen für den F-Bonus anhand der konkreten Verhältnisse im 

bevorstehenden Geschäftsjahr fest. Dem Aufsichtsrat steht es offen, andere als die vorgenann-

ten Zielstellungen zu definieren und in den konkreten Kriterienkatalog für ein kommendes Ge-

schäftsjahr aufzunehmen. Da sich die Verhältnisse der Gesellschaft von Geschäftsjahr zu Ge-

schäftsjahr ändern, können auch die jeweils zu vereinbarenden Zielstellungen unterschiedlich 

sein.  
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Der Aufsichtsrat orientiert sich bei der Auswahl der Zielstellungen stets daran, die Strategie der 

Gesellschaft und ihre langfristige Entwicklung zu fördern. Damit schafft der F-Bonus Anreize, das 

operative Geschäft an der übergeordneten Unternehmensstrategie auszurichten, und leistet so 

einen Beitrag zur Förderung der Geschäftsstrategie und zur langfristigen Unternehmensentwick-

lung.  

Der Aufsichtsrat stellt in der Aufsichtsratssitzung, in der über die Billigung des Jahres- und des 

Konzernabschlusses für das vergangene Geschäftsjahr Beschluss gefasst wird, für den Vorstand 

die tatsächliche Zielerreichung für den F-Bonus fest. Voraussetzung für die Auszahlung des F-

Bonus ist grundsätzlich die Erreichung sämtlicher für das Geschäftsjahr festgelegter Primärziele, 

d. h. jeweils die Erreichung von 100 % der Zielstellung jedes Primärziels, durch den Vorstand. 

Wird maximal ein Primärziel in vertretbarem Umfang unterschritten, d. h. nicht zu 100 % er-

reicht, kann der Aufsichtsrat durch eine sog. Toleranzerklärung dennoch den F-Bonus für das 

Geschäftsjahr gewähren, falls beide für das Geschäftsjahr festgelegten Sekundärziele erreicht 

wurden. Ob die vereinbarten Ziele erreicht wurden, wird anhand der Rechnungslegung der Ge-

sellschaft (bei Zielen in Form finanzieller Kennzahlen) oder anhand hierzu von der Gesellschaft 

bereitzustellender Informationen (bei nicht-finanziellen Zielen tatsächlicher oder sonstiger Art) 

ermittelt.  

Die Auszahlung des F-Bonus erfolgt in bar unmittelbar mit Feststellung des Jahresabschlusses.  

3. V-Bonus 

Die Vorstandsmitglieder der DFV Deutsche Familienversicherung AG sind dazu angehalten, sich 

langfristig für das Unternehmen zu engagieren, nachhaltiges Wachstum zu fördern und eine 

dauerhafte Wertschaffung zu erzielen. Aus diesem Grund wird den Vorstandsmitgliedern eine 

weitere variable Vergütung gewährt (sog. „V-Bonus“), die auf dem nachhaltigen Bestehen der 

im Rahmen des jeweiligen F-Bonus für ein Geschäftsjahr (Bewertungsjahr) gewährten Zielstel-

lungen in den auf das Bewertungsjahr folgenden zwei Geschäftsjahren basiert. Der V-Bonus be-

trägt pro Vorstandsmitglied maximal EUR 75.000. 

Voraussetzung für die Berechtigung zu einem V-Bonus ist zunächst das Erreichen eines F-Bonus 

für das Bewertungsjahr. Der V-Bonus setzt sodann voraus, dass die Nachhaltigkeit des Erreichens 

der für den konkreten F-Bonus relevanten Zielstellungen in den beiden auf das Bewertungsjahr 

folgenden Geschäftsjahren festgestellt werden kann. Ob eine Zielstellung nachhaltig erreicht 

wurde, beurteilt der Aufsichtsrat nach seinem pflichtgemäßen Ermessen anhand des Erreichens 

der für das Bewertungsjahr festgesetzten Zielstellungen in den beiden darauffolgenden Ge-

schäftsjahren. Dabei kommen dieselben Methoden zur Anwendung wie bei der Feststellung der 

Erreichung des F-Bonus. Die maßgeblichen Zielstellungen sollen grundsätzlich nicht nachträglich 
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geändert werden. Allerdings hat der Aufsichtsrat das Recht, eine frühere Zielstellung zu „kassie-

ren“, wenn diese aufrecht zu erhalten nicht mehr im Gesellschaftsinteresse liegt. 

Für die Berechnung der Höhe des V-Bonus werden etwaige Zielüberschreitungen bzw. Zielun-

terschreitungen aus den drei für den entsprechenden F-Bonus maßgeblichen Primärzielstellun-

gen zusammengerechnet. Bei einer durchschnittlichen Zielerreichung sämtlicher Primärzielstel-

lungen zu 100 %, beträgt der V-Bonus 100 %. Ergibt sich bei der Zusammenrechnung sämtlicher 

Zielüber- bzw. -unterschreitungen eine positive Zielerreichung in Bezug auf sämtliche Primär-

zielstellungen (Gesamt-Zielüberschreitung) von mindestens 5 %, erhöht sich der V-Bonus um 

vorab definierte Sonderstufen: 

Gesamt-Zielüberschreitung Erhöhung des V-Bonus 

5 % (Sonderstufe 1): 5 % 

10 % (Sonderstufe 2): 20 % 

15 % (Sonderstufe 3): 50 % 

20 % (Sonderstufe 4): 100 % 

30 % (Sonderstufe 5): 150 % 

Der V- Bonus wird in Form einer Barzahlung in zwei Tranchen gewährt. Er ist im zweiten und im 

dritten auf das Bewertungsjahr folgenden Geschäftsjahr jeweils zum gleichen Zeitpunkt wie ein 

F-Bonus zur Auszahlung fällig. Die Sonderstufe des V-Bonus wird im zweiten Folgejahr ausbe-

zahlt. Der Zahlungen auf den V-Bonus sind, binnen drei Monaten nach Auszahlung in Höhe von 

50 % zum Erwerb von Aktien der Gesellschaft zu verwenden. 

D. Bestimmung der Struktur und Höhe der Gesamtvergütung der Vorstandsmitglieder 

Der Aufsichtsrat legt jeweils bei Abschluss des Vorstandsdienstvertrags in Übereinstimmung mit 

dem Vergütungssystem die Höhe der Gesamtvergütung für jedes Vorstandsmitglied fest. Diese 

ist für jedes Vorstandsmitglied jeweils die Summe aus fester und variabler Vergütung.  

Bei der Festlegung achtet der Aufsichtsrat darauf, dass die Gesamtvergütung in einem angemes-

senen Verhältnis zu den Aufgaben und Leistungen des Vorstandsmitglieds steht. Der Aufsichts-

rat kann bei der Bestimmung der Höhe der Gesamtvergütung die Qualifikation und Erfahrung 

sowie die Funktion und den Verantwortungsbereich der einzelnen Vorstandsmitglieder berück-

sichtigen. Außerdem berücksichtigt er die wirtschaftliche Lage, die künftige Geschäftsstrategie 
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sowie den Erfolg des Unternehmens. Der Aufsichtsrat trägt dafür Sorge, dass die Vergütung 

marktüblich ist.  

In die Beurteilung der Üblichkeit der Gesamtvergütung der Vorstandsmitglieder fließt kein ver-

tikaler Vergütungsvergleich ein, bei dem die Vergütungs- und Beschäftigungsbedingungen der 

Arbeitnehmer der Gesellschaft berücksichtigt werden. 

Das Vergütungssystem erlaubt es dem Aufsichtsrat, bei der Höhe der Gesamtvergütung die 

Funktion und den Verantwortungsbereich der einzelnen Vorstandsmitglieder zu berücksichti-

gen. Das System sieht vor, dass der Aufsichtsrat funktionsspezifische Differenzierungen – zum 

Beispiel für den Vorstandsvorsitzenden oder für die für einzelne Ressorts zuständigen Vor-

standsmitglieder – nach pflichtgemäßem Ermessen und unter Berücksichtigung von Kriterien 

festlegen kann, wie beispielsweise Marktgegebenheiten oder Erfahrung des Vorstandsmitglieds. 

E. Maximalvergütung der Vorstandsmitglieder 

Der Aufsichtsrat hat gemäß § 87a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 AktG eine Maximalvergütung für die Vor-

standsmitglieder festgelegt. Die Maximalvergütung ist die betragsmäßige Höchstgrenze und so-

mit der tatsächliche maximale Zufluss für das betreffende Geschäftsjahr. Die Maximalvergütung 

erfasst damit den maximalen Aufwand der DFV Deutsche Familienversicherung AG für ein Vor-

standsmitglied.  

Die Maximalvergütung für ein Vorstandsmitglied beträgt EUR 700.000,00.  

F. Relativer Anteil der Vergütungskomponenten an der Maximal-Gesamtvergütung 

Die relativen Anteile der jeweiligen Vergütungsbestandteile an der Maximal-Gesamtvergütung 

(in %) soll (unter der Annahme einer 100 %-Zielerreichung für den F- und V-Bonus) für alle Vor-

standsmitglieder in etwa (+/- 5 %) betragen: 

 Festvergütung:  ca. 70 - 85 % 

 F-Bonus:   ca. 5 - 15 % 

 V-Bonus:   ca. 10 - 20 % 

Der Anteil der Festvergütung (Grundvergütung, Nebenleistungen und ggf. Versorgungszusagen) 

liegt bei rund 70 - 85 % der Maximal-Gesamtvergütung. Der Anteil des F-Bonus an der Maximal-

Gesamtvergütung beträgt (bei 100 % Zielerreichung) rund 5 - 15 %, während der Anteil des V-

Bonus (bei 100 %-Zielerreichung) rund 10 -20 % an der Maximal-Gesamtvergütung ausmacht. 

Diese Relationen können durch funktionale Differenzierung und/oder im Rahmen der jährlichen 

Überprüfung der Vergütung und Anpassung an die Marktüblichkeit variieren. 
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G. Angaben zu vergütungsbezogenen Rechtsgeschäften 

a) Laufzeiten und Beendigung der Dienstverträge 

Die Vergütung der Vorstandsmitglieder wird durch die jeweiligen Dienstverträge der Vorstands-

mitglieder bestimmt. Die Laufzeit der Vorstandsdienstverträge ist an die Dauer der Bestellung 

gekoppelt.  

Die Dienstverträge der Vorstandsmitglieder werden für die Dauer der Bestellung abgeschlossen.  

Im Einklang mit den aktienrechtlichen Vorgaben sehen die Vorstandsdienstverträge keine or-

dentliche Kündigungsmöglichkeit vor; das beiderseitige Recht zur fristlosen Kündigung des Vor-

standsdienstvertrags aus wichtigem Grund bleibt unberührt. Im Fall einer vorzeitigen Beendi-

gung der Bestellung endet der Vorstandsdienstvertrag ebenfalls vorzeitig.  

Die Dienstverträge mit den Vorstandsmitgliedern haben derzeit die folgenden Laufzeiten: Dr. 

Stefan Knoll (bis zum 31. März 2023), Dr. Karsten Paetzmann (bis zum 31.Januar 2026), Stephan 

Schinnenburg (bis zum 31. März 2025) und Marcus Wollny (bis zum 31. Juli 2025). 

b) Leistungen im Falle der vorzeitigen Beendigung des Dienstvertrags 

Im Falle einer unterjährigen Beendigung des Dienstvertrags wird die Festvergütung nur zeitan-

teilig gewährt; ausnahmsweise können hiervon abweichende Regelungen getroffen werden. 

Eine solche abweichende Regelung besteht derzeit für den Vorstandsvorsitzenden, Herrn Dr. 

Stefan Knoll. Zusagen für Leistungen aus Anlass der vorzeitigen Beendigung des Dienstvertrags 

durch das Vorstandsmitglied infolge eines Kontrollwechsels (Change of Control) sind nicht ver-

einbart. 

 

In den Dienstverträgen werden keine nachvertraglichen Wettbewerbsverbote vereinbart. Daher 

wird die Zahlung einer Karenzentschädigung im Vergütungssystem nicht vorgesehen. 

H. Vorübergehende Abweichungen vom Vergütungssystem 

Der Aufsichtsrat kann gemäß § 87a Abs. 2 Satz 2 AktG vorübergehend von dem Vergütungssys-

tem abweichen, wenn dies im Interesse des langfristigen Wohlergehens der Gesellschaft not-

wendig ist. Hierzu gehören beispielsweise die Angleichung des Vergütungssystems bei einer sig-

nifikant veränderten Unternehmensstrategie zur Gewährung der adäquaten Anreizsetzung oder 

im Falle weitreichender Änderungen der Wirtschaftssituation (zum Beispiel durch Pandemien 

oder schwere Wirtschaftskrisen), die die ursprünglichen Leistungskriterien und/oder Kennzah-

len des Vergütungssystems hinfällig werden lassen, sofern die konkreten Auswirkungen nicht 
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vorhersehbar waren. Allgemein ungünstige Marktentwicklungen stellen ausdrücklich keinen 

Ausnahmefall dar, der zum Abweichen vom Vergütungssystem berechtigt.  

Verfahrensmäßig setzt ein solches Abweichen einen ausdrücklichen Beschluss des Aufsichtsrats 

voraus, in dem konkret die Dauer der Abweichung sowie die Abweichung als solche, aber auch 

der Grund hierfür (also warum das langfristige Wohlergehen der Gesellschaft die Abweichung 

erfordert) in angemessener Form beschrieben sind. Die Bestandteile des Vergütungssystems, 

von denen in Ausnahmefällen abgewichen werden kann, sind das Verfahren, die Regelungen zur 

Vergütungsstruktur und -höhe sowie die einzelnen Vergütungsbestandteile und insbesondere 

die Zielstellungen und -größen. Sachlich kann der Aufsichtsrat sowohl von dem jeweiligen rela-

tiven Anteil der einzelnen Vergütungsbestandteile sowie ihren jeweiligen Voraussetzungen ab-

weichen, auch die Festvergütung kann er im Einzelfall vorübergehend anders festsetzen, wenn 

dies im Interesse des langfristigen Wohlergehens der Gesellschaft liegt, nicht jedoch die von der 

Hauptversammlung festgelegte Maximalvergütung überschreiten.  

III. Angaben zu Tagesordnungspunkt 5: Vergütungssystem für die Mitglieder des Aufsichtsrats 

A. Festlegung der Vergütung durch die Hauptversammlung 

§ 15 Abs. 1 der Satzung der DFV Deutsche Familienversicherung AG sieht vor, dass die Vergütung 

der Mitglieder des Aufsichtsrats durch die Hauptversammlung festgesetzt wird. Die Vergütung 

der Mitglieder des Aufsichtsrats wurde zuletzt von der ordentlichen Hauptversammlung der DFV 

Deutsche Familienversicherung AG am 20. Mai 2020 beschlossen. 

B. Beitrag der Vergütung zur Förderung der Geschäftsstrategie und zur langfristigen Entwicklung 

Das System entspricht insgesamt den Anforderungen des Deutschen Corporate Governance Ko-

dex in der Fassung vom 16. Dezember 2019. 

Entsprechend der Anregung in G.18 Satz 1 des Deutschen Corporate Governance Kodex sind für 

die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder ausschließlich feste Vergütungsbestandteile nebst 

Auslagenersatz, nicht aber variable Vergütungselemente vorgesehen. Die Festvergütung stärkt 

die Unabhängigkeit der Aufsichtsratsmitglieder und leistet so einen mittelbaren Beitrag „zur 

langfristigen Entwicklung der Gesellschaft“ (vgl. § 87a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 AktG). 

Das Vergütungssystem incentiviert Aufsichtsratsmitglieder zugleich, sich proaktiv für die „För-

derung der Geschäftsstrategie“ (vgl. § 87a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 AktG) einzusetzen, indem entspre-

chend G.17 des Deutschen Corporate Governance Kodex der höhere zeitliche Aufwand des Vor-

sitzenden, der besonders eng an der Besprechung strategischer Fragen beteiligt ist (D.6 des 

Deutschen Corporate Governance Kodex), angemessen berücksichtigt wird. 
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C. Vergütungsbestandteile 

Die Aufsichtsratsmitglieder erhalten jeweils nur eine feste Vergütung, jeweils zuzüglich der auf 

die Vergütung anfallenden Umsatzsteuer. Im Falle, dass ein Aufsichtsratsmitglied dem Aufsichts-

rat nicht während des gesamten Geschäftsjahrs angehört, wird die Vergütung zeitanteilig ge-

währt.  

Hinzu kommt die Erstattung der durch die Ausübung des Amts vernünftigerweise entstehenden 

Auslagen, z. B. tatsächlich angefallene Reisekosten, sowie die auf den Auslagenersatz anfallende 

Umsatzsteuer. Zudem werden die Aufsichtsratsmitglieder auf Kosten der Gesellschaft in eine 

von ihr abgeschlossene Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung (D&O-Versicherung) einbe-

zogen, soweit eine solche Versicherung besteht.  

D. Keine variable Vergütung; keine vergütungsbezogenen Rechtsgeschäfte 

Da das Vergütungssystem keine variablen Vergütungsbestandteile beinhaltet, entfallen Anga-

ben gemäß § 87a Abs. 1 Satz 2 Nr. 4, 6, 7 AktG. Die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder wird 

von der Hauptversammlung bewilligt, so dass keine vertraglichen vergütungsbezogenen Rechts-

geschäfte im Sinne von § 87a Abs. 1 Satz 2 Nr. 8 AktG abgeschlossen werden. 

E. Aufschubzeiten 

Die Vergütung für ein Geschäftsjahr ist fällig  nach Ende der Hauptversammlung, die über die 

Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das vorausgegangene Geschäftsjahr entscheidet. 

Weitere Aufschubzeiten für die Auszahlung von Vergütungsbestandteilen bestehen nicht. 

F. Einbeziehung der Vergütungs- und Beschäftigungsbedingungen der Arbeitnehmer 

Eine rechtlich verbindliche Verknüpfung ist nicht in der Satzung verankert, entspricht nicht der 

Funktionsverschiedenheit des nicht operativ tätigen Aufsichtsrats und würde die Entscheidungs-

freiheit der Aktionärinnen und Aktionäre über die Vergütung des Aufsichtsrats ungebührlich ein-

schränken. 

G. Festsetzung, Umsetzung und Überprüfung des Vergütungssystems 

Das Vergütungssystem und die konkrete Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder werden gemäß 

§ 15 Abs. 1 der Satzung von der Hauptversammlung bewilligt. Zuständig ist die Hauptversamm-

lung, die gemäß § 113 Abs. 3 AktG mindestens alle vier Jahre den Beschluss über die Vergütung 

der Aufsichtsratsmitglieder fasst. Ein bestätigender Beschluss ist zulässig und setzt die einfache 

Stimmenmehrheit voraus. Kommt ein bestätigender Beschluss nicht zustande, so ist spätestens 

in der darauffolgenden ordentlichen Hauptversammlung ein überprüftes Vergütungssystem zur 
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Beschlussfassung vorzulegen. Eine materielle Änderung des von der Hauptversammlung festge-

setzten Vergütungssystems und der Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder erfordern einen Be-

schluss mit einfacher Mehrheit.  

Es findet eine regelmäßige Überprüfung der Vergütung des Aufsichtsrats durch die Verwaltung 

statt. Hierbei werden insbesondere die zeitliche Inanspruchnahme, der Umfang der wahrzuneh-

menden Aufgaben und die finanzielle Situation der Gesellschaft berücksichtigt sowie ggf. ein 

Vergleich mit dem Vergütungssystem anderer, der Gesellschaft vergleichbarer Gesellschaften. 

Sollten Vorstand und Aufsichtsrat hierbei Anlass für eine Änderung sehen, werden sie der Haupt-

versammlung ein angepasstes Vergütungssystem unterbreiten. Mindestens alle vier Jahre wird 

das Vergütungssystem der Hauptversammlung vorgelegt.  

Interessenkonflikte im Zusammenhang mit dem Vergütungssystem des Aufsichtsrats sind in der 

Vergangenheit nicht vorgekommen. Etwaigen Interessenkonflikten bei der Überprüfung des 

Vergütungssystems wirkt die gesetzliche Kompetenzordnung entgegen, da die letztendliche Ent-

scheidungsbefugnis über die Aufsichtsratsvergütung der Hauptversammlung zugewiesen ist und 

dieser ein Beschlussvorschlag sowohl von Vorstand als auch Aufsichtsrat unterbreitet wird, mit-

hin bereits in den gesetzlichen Regelungen ein System der gegenseitigen Kontrolle vorgesehen 

ist. Im Übrigen gelten die allgemeinen Regeln für Interessenkonflikte, wonach solche insbeson-

dere offenzulegen und angemessen zu behandeln sind. 

IV. Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zum Tagesordnungspunkt 6 gemäß §§ 203 

Abs. 2 Satz 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG über die Möglichkeiten des Bezugsrechts-ausschlusses 

beim neu zu schaffenden Genehmigten Kapital 2021 

Unter Punkt 6 der Tagesordnung wird – unter Aufhebung des bisherigen Genehmigten Kapitals 

2018 – die Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 2021 in Höhe von EUR 14.587.780,00 

mit der Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses vorgeschlagen. Das genehmigte Kapital soll 

der Gesellschaft ermöglichen, sich den wandelnden Märkten im Interesse ihrer Aktionärinnen 

und Aktionäre schnell anpassen zu können. Dafür benötigt die Gesellschaft die üblichen und 

notwendigen Instrumente der Kapitalbeschaffung.  

Bei der Ausnutzung des genehmigten Kapitals haben die Aktionärinnen und Aktionäre grund-

sätzlich ein Bezugsrecht. Anstelle einer unmittelbaren Ausgabe der neuen Aktien an die Aktio-

närinnen und Aktionäre können die neuen Aktien auch von einem Kreditinstitut oder mehreren 

Kreditinstituten mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionärinnen und Aktio-

nären zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). Durch die Zwischenschaltung von Kre-
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ditinstituten wird die Abwicklung der Aktienausgabe lediglich technisch erleichtert. Der Vor-

stand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionärin-

nen und Aktionäre in den nachfolgenden dargestellten Fällen auszuschließen.  

Der Vorstand soll zunächst ermächtigt werden, Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der Aktionärin-

nen und Aktionäre auszunehmen. Diese Ermächtigung dient dazu, im Hinblick auf den Betrag 

der jeweiligen Kapitalerhöhung ein praktikables Bezugsverhältnis darstellen zu können. Ohne 

den Ausschluss des Bezugsrechts hinsichtlich der Spitzenbeträge würden insbesondere die tech-

nische Durchführung der Kapitalerhöhung und die Ausübung des Bezugsrechts erheblich er-

schwert. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionärinnen und Aktionäre ausgeschlosse-

nen neuen Aktien werden entweder durch Verkauf über die Börse oder in sonstiger Weise best-

möglich für die Gesellschaft verwertet.  

Zudem soll der Vorstand die Möglichkeit erhalten, das Bezugsrecht der Aktionärinnen und Akti-

onäre auszuschließen, soweit dies erforderlich ist, um im Falle eines an alle Aktionärinnen und 

Aktionäre gerichteten Angebots oder bei einer Kapitalerhöhung mit Bezugsrecht den Inhabern 

von Options- oder Wandelschuldverschreibungen der Gesellschaft oder einer Konzerngesell-

schaft in dem Umfang Aktien zu gewähren, in dem diese Inhaber nach Ausübung des Options- 

oder Wandlungsrechts oder der Erfüllung der entsprechenden Pflicht ein Bezugsrecht auf Aktien 

der Gesellschaft hätten. Schuldverschreibungen müssen zum Zwecke der erleichterten Platzie-

rung am Kapitalmarkt mit einem Verwässerungsschutz ausgestattet werden, der darin besteht, 

den Inhabern der Schuldverschreibungen bei nachfolgenden Aktienemissionen ein Bezugsrecht 

auf neue Aktien einräumen zu können, wie es auch Aktionärinnen und Aktionären zusteht. Die 

Inhaber von Schuldverschreibungen werden auf diese Weise so gestellt, als wären sie bereits 

Aktionärinnen/Aktionäre. Damit die Schuldverschreibungen einen solchen Verwässerungs-

schutz aufweisen können, muss das Bezugsrecht der Aktionärinnen und Aktionäre auf diese Ak-

tien ausgeschlossen werden. Dies erleichtert die Platzierung der Schuldverschreibungen und 

dient damit den Interessen der Aktionärinnen und Aktionäre an einer optimalen Finanzstruktur 

der Gesellschaft. Zudem hat der Ausschluss des Bezugsrechts zugunsten der Inhaber von Schuld-

verschreibungen, die ein Wandlungs- und/oder Optionsrecht gewähren bzw. eine Wandlungs- 

und/oder Optionspflicht begründen, den Vorteil, dass im Fall einer Ausnutzung der Ermächti-

gung der Wandlungs- bzw. Optionspreis für die Inhaber bereits bestehender Schuldverschrei-

bungen, die ein Wandlungs- oder Optionsrecht gewähren oder eine Wandlungs- oder Options-

pflicht begründen, nicht nach den jeweiligen Bedingungen der Schuldverschreibung ermäßigt zu 

werden braucht und auch kein anderweitiger Verwässerungsschutz durch die Gesellschaft, etwa 

in Form von Ausgleichszahlungen, gewährt werden muss.  
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Die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts soll sodann für den Fall gelten, dass der 

Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien nicht we-

sentlich unterschreitet. Bei Ausnutzung der Ermächtigung wird der Vorstand die Abweichung 

vom Börsenpreis so niedrig bemessen, wie dies nach den zum Zeitpunkt der Platzierung vorherr-

schenden Marktbedingungen möglich ist. Die Anzahl der unter Ausschluss des Bezugsrechts ge-

mäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegebenen Aktien darf insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht 

überschreiten; dies gilt sowohl für das Grundkapital zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser 

Ermächtigung (d. h. im Zeitpunkt der Eintragung der im Hinblick auf das Genehmigte Kapital 

2021 zu beschließenden Kapitalerhöhung im Handelsregister der Gesellschaft) als auch für das 

Grundkapital zum Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Auf diese Zahl sind Aktien an-

zurechnen, die aufgrund von Schuldverschreibungen mit Options- und/oder Wandlungsrecht 

bzw. Options- und/oder Wandlungspflicht ausgegeben werden oder auszugeben sind, sofern die 

Schuldverschreibungen während der Laufzeit dieser Ermächtigung in entsprechender Anwen-

dung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben werden; ferner 

sind auf diese Zahl Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung in direk-

ter oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert 

werden – z. B. aufgrund einer Ermächtigung zur Verwendung eigener Aktien gemäß §§ 71 Abs. 

1 Nr. 8, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts. Durch diese Vorgaben wird 

im Einklang mit den gesetzlichen Regelungen dem Interesse der Aktionärinnen und Aktionäre 

am Schutz vor einer Verwässerung ihres Anteilsbesitzes Rechnung getragen. Jede Aktionärin/je-

der Aktionär hat aufgrund des börsenkursnahen Ausgabebetrages der neuen Aktien und auf-

grund der volumenmäßigen Begrenzung der Kapitalerhöhung unter Bezugsrechtsausschluss 

grundsätzlich die Möglichkeit, die zur Aufrechterhaltung seiner Anteilsquote erforderlichen Ak-

tien zu annähernd gleichen Bedingungen über die Börse zu erwerben. Diese Ermächtigung ver-

folgt das Ziel, der Gesellschaft die Unternehmensfinanzierung im Wege der Eigenkapitalauf-

nahme zu erleichtern. Die Gesellschaft wird hierdurch in die Lage versetzt, einen entstehenden 

Eigenkapitalbedarf kurzfristig zu decken. Ein solcher Bedarf kann beispielsweise aufgrund sich 

kurzfristig bietender Marktchancen oder auch bei der Gewinnung neuer Aktionärsgruppen ent-

stehen. Durch die Ermächtigung können diese Möglichkeiten schnell und flexibel realisiert wer-

den; darüber hinaus sind aufgrund der unkomplizierten Abwicklung höhere Erlöse aus den neu 

auszugebenden Aktien zu erwarten.  

Des Weiteren soll die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts für die Ausgabe neuer 

Aktien im Rahmen einer Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen gelten, insbesondere wenn die 

neuen Aktien im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder zum Zweck des Erwerbs 
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von Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteiligungen an Unternehmen oder sonstigen Vermö-

gensgegenständen, einschließlich Darlehens- und sonstigen Verbindlichkeiten, einschließlich 

Forderungen gegen die Gesellschaft selbst, gewährt werden. Die Gesellschaft steht in einem in-

tensiven Wettbewerb. Um in diesem Wettbewerb bestehen zu können, muss die Gesellschaft in 

der Lage sein, im Interesse ihrer Aktionärinnen und Aktionäre schnell und flexibel zu handeln. 

Hierzu gehört insbesondere die Möglichkeit, bei sich bietender Gelegenheit kurzfristig Unter-

nehmen, Unternehmensteile oder Beteiligungen an Unternehmen zu erwerben oder einen Un-

ternehmenszusammenschluss einzugehen oder bestimmte andere Vermögensgegenstände, 

auch Forderungen gegen die Gesellschaft, erwerben zu können, um hierdurch die eigene Wett-

bewerbsposition zu verbessern. Durch das genehmigte Kapital und die Ermächtigung zum Be-

zugsrechtsausschluss wird der Gesellschaft ermöglicht, derartige Akquisitionen schnell und li-

quiditätsschonend durchzuführen, indem sie in die Lage versetzt wird, Aktien im Rahmen eines 

Zusammenschlusses oder als Gegenleistung für das zu erwerbende Unternehmen, den zu er-

werbenden Unternehmensteil oder die zu erwerbende Beteiligung bzw. den zu erwerbenden 

Vermögensgegenstand anzubieten.  

Schließlich soll der Vorstand die Möglichkeit erhalten, das Bezugsrecht der Aktionärinnen und 

Aktionäre auszuschließen, um die neuen Aktien Personen, die im Arbeitsverhältnis zu der Ge-

sellschaft oder einem mit ihr im Sinne des § 15 AktG verbundenen Unternehmen stehen, oder 

Organmitgliedern von einem mit ihr im Sinne des § 15 AktG verbundenen Unternehmen sind, 

zum Bezug anzubieten, wobei der Bezug auch zu vergünstigten Konditionen erfolgen darf. Die 

Ausgabe von Aktien an diesen Personenkreis stärkt die Identifikation der Berechtigten mit der 

Gesellschaft und die Eigentümerkultur im Unternehmen. Dies liegt auch im Interesse des Unter-

nehmens. Gleiches gilt für den bei dieser Verwendung erforderlichen Bezugsrechtsausschluss. 

Der Vorstand wird in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von der Ermächtigung zur Kapital-

erhöhung unter Ausschluss des Bezugsrechts Gebrauch machen wird. Eine Ausnutzung dieser 

Möglichkeit wird nur dann erfolgen, wenn dies nach Einschätzung des Vorstands und des Auf-

sichtsrats im Interesse der Gesellschaft und damit ihrer Aktionärinnen und Aktionäre liegt. Der 

Vorstand wird in der jeweils nächsten Hauptversammlung über die Ausnutzung des Genehmig-

ten Kapitals 2021 unter Ausschluss des Bezugsrechts berichten. 

V. Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zum Tagesordnungspunkt 7 über den Aus-

schluss des Bezugsrechts gemäß § 221 Abs. 4 Satz 2 in Verbindung mit § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG 

Der Beschlussvorschlag zu Tagesordnungspunkt 7 sieht vor, den Vorstand zu ermächtigen, mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 18. Mai 2026 einmalig oder mehrmals auf den Inhaber 

oder auf den Namen lautende Wandel-, Options- und/oder Gewinnschuldverschreibungen 
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und/oder Genussrechte (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) (zusammen auch „Schuldver-

schreibungen“) mit oder ohne Laufzeitbegrenzung im Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 

150.000.000,00 zu begeben. Den Inhabern bzw. Gläubigern von Schuldverschreibungen können 

Wandlungs- bzw. Optionsrechte zum Bezug von auf den Inhaber lautenden Stückaktien der Ge-

sellschaft mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von insgesamt bis zu 

EUR 14.587.780,00 (entspricht einer Stückzahl von 7.293.890 Aktien) nach näherer Maßgabe der 

Wandlungs- bzw. Optionsbedingungen gewährt werden und mit den Inhabern bzw. Gläubigern 

von Schuldverschreibungen entsprechende Wandlungspflichten vereinbart werden. Diese Er-

mächtigung wird mit Wirksamwerden des Bedingten Kapitals 2021 durch Eintragung in das Han-

delsregister wirksam. 

Die Begebung von Schuldverschreibungen der vorbezeichneten Art bietet der Gesellschaft die 

Möglichkeit, in Ergänzung zu den sonstigen Möglichkeiten der Fremd- und Eigenkapitalauf-

nahme je nach Marktlage attraktive Finanzierungsalternativen am Kapitalmarkt zu nutzen. Ins-

besondere die Ermächtigung zur Ausgabe gewinnabhängiger bzw. gewinnorientierter Instru-

mente wie Genussrechten und Gewinnschuldverschreibungen ermöglicht es, die Finanzausstat-

tung der Gesellschaft durch Ausgabe sogenannter hybrider Finanzierungsinstrumente zu stärken 

und hierdurch einen Beitrag zu leisten, die finanziellen Voraussetzungen für die künftige ge-

schäftliche Entwicklung sicherzustellen. 

Die Emission von Schuldverschreibungen ermöglicht die Aufnahme von Fremdkapital, das je 

nach Ausgestaltung der Anleihebedingungen sowohl für Ratingzwecke als auch für bilanzielle 

Zwecke als Eigenkapital oder eigenkapitalähnlich eingestuft werden kann. Die erzielten Wandel- 

bzw. Optionsprämien sowie die Eigenkapitalanrechnung kommen der Kapitalbasis der Gesell-

schaft zugute. Die ferner vorgesehene Möglichkeit, neben der Einräumung von Wandel- und/o-

der Optionsrechten auch Wandlungspflichten zu begründen bzw. der Kombination von Wandel-

schuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen, Genussrechte und/oder Gewinn-

schuldverschreibungen, erweitern den Spielraum für die Ausgestaltung dieser Finanzierungsin-

strumente. Die Ermächtigung ermöglicht der Gesellschaft zudem, die Schuldverschreibungen 

selbst oder über ihre unmittelbaren oder mittelbaren in- oder ausländischen Mehrheitsbeteili-

gungsgesellschaften zu platzieren. Schuldverschreibungen können außer in Euro auch in ande-

ren Währungen, beispielsweise der gesetzlichen Währung eines OECD-Landes, mit und ohne 

Laufzeitbegrenzung ausgegeben werden. 

Bei Schuldverschreibungen, die ein Wandlungs- bzw. Optionsrecht gewähren, können die Bedin-

gungen der Schuldverschreibungen zur Erhöhung der Flexibilität vorsehen, dass die Gesellschaft 
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einem Wandlungsberechtigten bzw. Optionsberechtigten nicht auf den Inhaber lautende Stück-

aktien der Gesellschaft gewährt, sondern den Gegenwert in Geld zahlt. 

Für Schuldverschreibungen, die ein Wandlungs- oder Optionsrecht gewähren oder eine Wand-

lungspflicht bestimmen, ist in der Ermächtigung für die Bestimmung des Wandlungs- bzw. für 

den Optionspreis der Mindestbetrag von 80 % des Aktienkurses vorgeschlagen. Anknüpfungs-

punkt ist hierbei jeweils der Börsenkurs der Aktie der Gesellschaft im zeitlichen Zusammenhang 

mit der Platzierung der Schuldverschreibung. Die Wandlungs- bzw. Optionsrechte können, so-

weit eine Anpassung nicht ohnehin bereits durch Gesetz zwingend geregelt ist, unbeschadet § 9 

Abs. 1 AktG wertwahrend angepasst werden, sofern während der Laufzeit der Schuldverschrei-

bung Verwässerungen des wirtschaftlichen Werts der bestehenden Wandlungs- oder Options-

rechte (z. B. durch eine Kapitalerhöhung) eintreten und dafür keine Bezugsrechte als Ausgleich 

eingeräumt werden. 

Den Aktionärinnen und Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht zu gewähren. Unter den 

nachfolgend genannten Voraussetzungen soll jedoch ein Ausschluss des Bezugsrechts möglich 

sein: 

Der Vorstand soll ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats Spitzenbeträge, die sich 

aufgrund des Bezugsrechts ergeben, vom Bezugsrecht auszunehmen. Solche Spitzenbeträge 

können sich aus dem Betrag des jeweiligen Emissionsvolumens und der Notwendigkeit zur Dar-

stellung eines praktikablen Bezugsverhältnisses ergeben. Ein Ausschluss des Bezugsrechts er-

leichtert in diesen Fällen die Abwicklung der Emission. Die vom Bezugsrecht der Aktionärinnen 

und Aktionäre ausgeschlossenen freien Spitzen werden entweder durch Verkauf über die Börse 

oder in sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. 

Weiterhin soll der Vorstand die Möglichkeit erhalten, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Be-

zugsrecht der Aktionärinnen und Aktionäre auszuschließen, um den Inhabern oder Gläubigern 

von Wandlungs- und/oder Optionsrechten oder auch von mit Wandlungspflichten ausgestatte-

ten Wandelschuldverschreibungen ein Bezugsrecht in dem Umfang einzuräumen, wie es ihnen 

nach Ausübung der Wandlungs- bzw. Optionsrechte oder nach Erfüllung der Wandlungspflich-

ten zustehen würde. Die Options- und Wandlungsbedingungen enthalten in der Regel Bestim-

mungen, die dem Schutz der Inhaber bzw. Gläubiger von Options- oder Wandlungsrechten vor 

Verwässerung dienen. So lassen sich diese Finanzierungsinstrumente am Markt besser platzie-

ren. Ein Bezugsrecht von Inhabern bereits bestehender Options- oder Wandlungsrechte bietet 

die Möglichkeit zu verhindern, dass im Falle einer Ausnutzung der Ermächtigung der Options- 

bzw. Wandlungspreis für die Inhaber bereits bestehender Options- oder Wandlungsrechte er-

mäßigt werden muss. Dies ermöglicht einen höheren Ausgabekurs der bei Ausübung der Option 
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oder Durchführung der Wandlung auszugebenden auf den Inhaber lautenden Stückaktien. Da 

die Platzierung der Emission dadurch erleichtert wird, dient der Bezugsrechtsausschluss dem 

Interesse der Aktionärinnen und Aktionäre an einer optimalen Finanzstruktur ihrer Gesellschaft. 

Soweit Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrecht bzw. Wandlungspflicht aus-

gegeben werden sollen, soll der Vorstand ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

das Bezugsrecht in sinngemäßer Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG auszuschließen, soweit 

die Schuldverschreibungen gegen Barleistung ausgegeben werden und auf die bei Ausübung der 

begebenen Wandlungs- bzw. Optionsrechte und Erfüllung der Wandlungspflichten auszugeben-

den Aktien insgesamt ein anteiliger Betrag von nicht mehr als 10 % des Grundkapitals entfällt. 

Diese Höchstgrenze für den vereinfachten Bezugsrechtsausschluss vermindert sich um den an-

teiligen Betrag des Grundkapitals, der auf Aktien entfällt, die (i) während der Laufzeit der Er-

mächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in direkter oder entsprechender Anwendung des 

§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert wurden. Durch die Anrechnungsbestim-

mung wird auch in dieser Ermächtigung sichergestellt, dass auf ihrer Grundlage keine Schuld-

verschreibungen unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben werden, soweit dies dazu füh-

ren würde, dass unter Berücksichtigung von Kapitalerhöhungen oder bestimmten Platzierungen 

eigener Aktien in direkter oder entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ein 

Bezugsrecht der Aktionärinnen und Aktionäre auf neue oder eigene Aktien der Gesellschaft von 

mehr als 10 % der derzeit ausstehenden Aktien ausgeschlossen wäre. 

Für den Fall eines Bezugsrechtsausschlusses darf der Ausgabepreis der Schuldverschreibung in 

sinngemäßer Geltung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG nicht wesentlich unter ihrem Marktwert fest-

gesetzt werden. Damit wird dem Schutzbedürfnis der Aktionärinnen und Aktionäre hinsichtlich 

einer Verwässerung ihres Anteilsbesitzes Rechnung getragen. Um die Erfüllung dieser Anforde-

rung für die Begebung von Schuldverschreibungen sicherzustellen, wird der theoretische Markt-

wert der Schuldverschreibung mit Wandlungs- oder Optionsrecht bzw. Wandlungspflicht nach 

anerkannten finanzmathematischen Methoden ermittelt. Diesen Marktwert darf der festzuset-

zende Ausgabepreis nicht wesentlich unterschreiten. Dann ist der Schutz der Aktionärinnen und 

Aktionäre vor einer Verwässerung ihres Anteilsbesitzes gewährleistet, und den Aktionärinnen 

und Aktionäre entsteht kein wirtschaftlicher Nachteil durch einen Bezugsrechtsausschluss, weil 

der Wert eines Bezugsrechts praktisch auf Null sinken würde. 

Weiterhin soll der Vorstand in die Lage versetzt werden, Schuldverschreibungen gegen Sachein-

lage (insbesondere von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unterneh-

men oder sonstigen Wirtschaftsgütern, einschließlich Forderungen) auszugeben. Durch diese 
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Möglichkeit der Ausgabe von Schuldverschreibungen wird der Handlungsspielraum des Vor-

stands im Wettbewerb deutlich erhöht, da auch bei dem Erwerb von Unternehmen und Beteili-

gungen oder von gegen die Gesellschaft oder ihre Tochtergesellschaften gerichteten Forderun-

gen Schuldverschreibungen für den Veräußerer attraktive Gegenleistungen darstellen können. 

Gerade bei den immer größer werdenden Unternehmenseinheiten oder Forderungen, die bei 

derartigen Geschäften betroffen sind, können die Gegenleistungen oft nicht in Geld erbracht 

werden, ohne die Liquidität der Gesellschaft zu stark in Anspruch zu nehmen. Sollen Schuldver-

schreibungen gegen Sacheinlage ausgegeben werden, kann ihre Ausgabe nur unter Ausschluss 

des Bezugsrechts der Aktionärinnen und Aktionäre erfolgen. Der Vorstand soll deshalb in diesen 

Fällen zum Bezugsrechtsausschluss ermächtigt werden. Die maßgeblichen Wertrelationen zwi-

schen dem Einlagegegenstand und dem Nominalbetrag der auszugebenden Schuldverschrei-

bungen sowie dem maßgeblichen Wandlungs- oder Optionspreis, hängt von den Umständen des 

Einzelfalls ab. Der Vorstand wird bei der Festlegung der Bewertungsrelationen in jedem Fall die 

Interessen der Aktionärinnen und Aktionäre angemessen wahren und sich an den Interessen der 

Gesellschaft ausrichten. Bei der Bemessung des Werts der als Gegenleistung gewährten Schuld-

verschreibungen wird sich der Vorstand am Börsenkurs der Aktien der Gesellschaft orientieren. 

Eine schematische Anknüpfung an den Börsenkurs ist jedoch nicht vorgesehen, um insbeson-

dere einmal erzielte Verhandlungsergebnisse nicht durch Schwankungen des Börsenkurses wie-

der in Frage zu stellen. 

Soweit Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen ohne Wandlungsrecht, Optionsrecht 

oder Wandlungspflicht ausgegeben werden sollen, ist der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionärinnen und Aktionären insgesamt auszuschließen, 

wenn diese Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen obligationsähnlich ausgestattet 

sind, d.h. keine Mitgliedschaftsrechte in der Gesellschaft begründen, keine Beteiligung am Liqui-

dationserlös gewähren und die Höhe der Verzinsung nicht auf Grundlage der Höhe des Jahres-

überschusses, des Bilanzgewinns oder der Dividende berechnet wird. Zudem ist erforderlich, 

dass die Verzinsung und der Ausgabebetrag der Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibun-

gen den zum Zeitpunkt der Begebung aktuellen Marktkonditionen entsprechen. Wenn die ge-

nannten Voraussetzungen erfüllt sind, resultieren aus dem Ausschluss des Bezugsrechts keine 

Nachteile für die Aktionärinnen und Aktionäre, da die Genussrechte bzw. Gewinnschuldver-

schreibungen keine Mitgliedschaftsrechte begründen und auch keinen Anteil am Liquidations-

erlös oder am Gewinn der Gesellschaft gewähren. Zwar kann vorgesehen werden, dass die Ver-

zinsung vom Vorliegen eines Jahresüberschusses, eines Bilanzgewinns oder einer Dividende ab-

hängt. Hingegen wäre eine Regelung unzulässig, wonach ein höherer Jahresüberschuss, ein hö-
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herer Bilanzgewinn oder eine höhere Dividende zu einer höheren Verzinsung führen würde. Mit-

hin werden durch die Ausgabe der Genussrechte bzw. Gewinnschuldverschreibungen weder das 

Stimmrecht noch die Beteiligung der Aktionärinnen und Aktionäre an der Gesellschaft und deren 

Gewinn verändert bzw. verwässert. Schließlich ergäbe sich infolge der marktgerechten Ausgab-

ebedingungen, die für diesen Fall des Bezugsrechtsausschlusses verbindlich vorgeschrieben 

sind, kein nennenswerter Bezugsrechtswert. 

Durch die vorstehenden Möglichkeiten des Ausschlusses des Bezugsrechts erhält die Gesell-

schaft die Flexibilität, günstige Kapitalmarktsituationen kurzfristig wahrzunehmen, und die Ge-

sellschaft wird in die Lage versetzt, ein niedriges Zinsniveau bzw. eine günstige Nachfragesitua-

tion flexibel und kurzfristig für eine Emission zu nutzen. Maßgeblich hierfür ist, dass im Gegen-

satz zu einer Emission von Schuldverschreibungen mit Bezugsrecht der Ausgabepreis erst unmit-

telbar vor der Platzierung festgesetzt werden kann, wodurch ein beträchtliches Kursänderungs-

risiko für den Zeitraum einer Bezugsfrist vermieden und der Emissionserlös im Interesse aller 

Aktionärinnen und Aktionäre maximiert werden kann. Zudem ergeben sich durch Wegfall der 

mit dem Bezugsrecht verbundenen Vorlaufzeit sowohl im Hinblick auf die Kosten der Mittelauf-

nahme als auch im Hinblick auf das Platzierungsrisiko weitere Vorteile. Mit einer bezugsrechts-

losen Platzierung können die ansonsten erforderliche Sicherheitsmarge ebenso wie das Platzie-

rungsrisiko reduziert und die Mittelaufnahme zugunsten der Gesellschaft und ihrer Aktionärin-

nen und Aktionäre in entsprechender Höhe verbilligt werden. 

Im Falle der Ausnutzung der vorgeschlagenen Ermächtigungen wird der Vorstand in der auf die 

Ausnutzung folgenden Hauptversammlung darüber berichten. 

Das unter Tagesordnungspunkt 7 lit. c) zur Beschlussfassung vorgeschlagene Bedingte Kapital 

2021 und die unter Tagesordnungspunkt 7 lit. e) vorgeschlagene Einfügung von § 4 (3) der Sat-

zung sollen die Gesellschaft in die Lage versetzen, an die Inhaber bzw. Gläubiger der Schuldver-

schreibungen, die aufgrund der Ermächtigung der Hauptversammlung vom 19. Mai 2021 bege-

ben werden, bei Ausübung des Wandlungs- bzw. Optionsrechts und bei Erfüllung der Wand-

lungspflicht die geschuldete Anzahl an neuen Stückaktien ausgeben zu können. Alternativ kön-

nen im Rahmen der gesetzlichen Grenzen auch eigene Aktien zur Bedienung eingesetzt werden. 

VI. Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zum Tagesordnungspunkt 8 über den Aus-

schluss des Bezugsrechts und des Andienungsrechts bei Erwerb und Veräußerung eigener Ak-

tien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 i. V. m. § 186 Abs. 4 Satz 2, § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 

Die vorgeschlagene Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien im Umfang von bis zu 10 % des 

Grundkapitals soll der Gesellschaft die Möglichkeit erhalten, eigene Aktien zu jedem zulässigen 
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Zweck zu erwerben und diese insbesondere zur Finanzierung von Unternehmenszusammen-

schlüssen und -käufen, zur Weitergabe an Dritte gegen Barzahlung, zur Erfüllung von Verpflich-

tungen aus Wandel-/Optionsschuldverschreibungen oder zur Weitergabe an Arbeitnehmer zu 

verwenden oder die Aktien einzuziehen. Die Ermächtigung soll der Gesellschaft größtmögliche 

Flexibilität geben. Bei dem Tagesordnungspunkt 8 handelt es sich um Vorratsbeschlüsse. Es be-

stehen derzeit keine Pläne, ein Aktienrückkaufprogramm aufzulegen. 

Neben dem Erwerb über die Börse soll auch der Erwerb eigener Aktien durch ein öffentliches 

Kaufangebot beziehungsweise eine öffentliche Aufforderung zur Abgabe von Angeboten, durch 

die Gesellschaft selbst oder durch mit ihr im Sinne von §§ 15 ff. Aktiengesetz verbundene Un-

ternehmen oder für ihre oder deren Rechnung handelnde Dritte erfolgen können. Sofern die 

Zahl der zum Kauf angedienten beziehungsweise angebotenen Aktien der Gesellschaft das von 

der Gesellschaft insgesamt zum Erwerb vorgesehene Volumen übersteigt, kann der Erwerb un-

ter Ausschluss des Andienungsrechts der Aktionärinnen und Aktionäre statt nach dem Verhältnis 

der Beteiligungsquoten nach dem Verhältnis der angedienten beziehungsweise angebotenen 

Aktien je Aktionärin/Aktionär erfolgen, um das Zuteilungsverfahren zu vereinfachen. Dieser Ver-

einfachung dient auch die Möglichkeit der bevorrechtigten Berücksichtigung geringer Stückzah-

len bis zu 150 Stück angedienter Aktien je Aktionärin/Aktionär und die Rundung nach kaufmän-

nischen Grundsätzen. Der Vorstand hält einen darin liegenden Ausschluss eines etwaigen wei-

tergehenden Andienungsrechts der Aktionärinnen und Aktionäre für sachlich gerechtfertigt so-

wie gegenüber den Aktionärinnen und Aktionären für angemessen. 

Die auf Basis der Ermächtigung durch die Hauptversammlung vom 19. Mai 2021 erworbenen 

eigenen Aktien sollen in definierten Fällen unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionärinnen 

und Aktionäre verwendet werden können: 

Es soll nach der unter Tagesordnungspunkt 8 lit. b)(1) vorgeschlagenen Ermächtigung möglich 

sein, mit Zustimmung des Aufsichtsrats eigene Aktien auch in anderer Weise als über die Börse 

oder durch ein Angebot an alle Aktionärinnen und Aktionäre gegen Barzahlung zu veräußern. 

Voraussetzung einer solchen Veräußerung ist, dass der erzielte Preis den Börsenpreis von Aktien 

gleicher Ausstattung der Gesellschaft zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich unter-

schreitet (ohne Erwerbsnebenkosten). Die Möglichkeit der Veräußerung zurückerworbener ei-

gener Aktien gegen Barzahlung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionärinnen und Akti-

onäre dient dem Interesse der Gesellschaft an der Erzielung eines bestmöglichen Preises bei 

Veräußerung der eigenen Aktien. Durch den Ausschluss des Bezugsrechts wird eine Platzierung 

nahe am Börsenpreis ermöglicht, so dass der bei Bezugsrechtsemissionen übliche Abschlag ent-
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fällt. Durch den umgehenden Mittelzufluss wird die Unsicherheit der künftigen Börsenentwick-

lung vermieden. Der rechnerische Anteil am Grundkapital, der auf so veräußerten Aktien ent-

fällt, darf insgesamt 10 % des Grundkapitals der Gesellschaft im Zeitpunkt des Wirksamwerdens 

der Ermächtigung oder – falls dieser Wert geringer ist – der Ausnutzung der Ermächtigung zur 

Veräußerung eigener Aktien unter Bezugsrechtsausschluss nicht überschreiten. Mit der Orien-

tierung des Veräußerungspreises am Börsenkurs wird dem Verwässerungsschutzinteresse Rech-

nung getragen und das Vermögens- und Stimmrechtsinteresse der Aktionärinnen und Aktionäre 

angemessen gewahrt. Die Verwaltung wird sich bei Festlegung des Veräußerungspreises unter 

Berücksichtigung der Gegebenheiten des Marktes bemühen, einen etwaigen Abschlag vom Bör-

senpreis so niedrig wie möglich zu halten. Die Aktionärinnen und Aktionäre haben grundsätzlich 

die Möglichkeit, ihre Beteiligungsquote durch Zukauf von Aktien über die Börse aufrecht zu er-

halten, während der Gesellschaft im Interesse aller Aktionärinnen und Aktionäre weitere Hand-

lungsspielräume eröffnet werden, um kurzfristig günstige Börsensituationen zu nutzen. Durch 

die vorgesehene Anrechnungsklausel wird sichergestellt, dass die Anzahl der unter erleichter-

tem Bezugsrechtsausschluss in entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz 

veräußerten eigenen Aktien zusammen mit anderen Aktien, die in direkter oder entsprechender 

Anwendung dieser Vorschrift unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionärinnen und Aktio-

näre während der Laufzeit der Erwerbsermächtigung bis zur Ausnutzung der Ermächtigung zum 

Bezugsrechtsausschluss bei der Verwendung erworbener eigener Aktien ausgegeben oder ver-

äußert wurden, die Grenze von 10 % des Grundkapitals nicht übersteigt. Anzurechnen sind wei-

terhin auch Aktien, die zur Bedienung von Wandlungs-/Optionsrechten bzw. Wandlungs-/Opti-

onspflichten aus Wandlungs-/Optionsschuldverschreibungen ausgegeben wurden oder noch 

auszugeben sind, sofern die entsprechenden Schuldverschreibungen während der Laufzeit der 

Erwerbsermächtigung in entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz aus-

gegeben worden sind. Konkrete Pläne für eine Ausnutzung dieser Ermächtigung bestehen der-

zeit nicht. 

Der Vorstand soll ferner nach der unter Tagesordnungspunkt 8 lit. b)(2) vorgeschlagenen Er-

mächtigung die Möglichkeit haben, mit Zustimmung des Aufsichtsrats eigene Aktien als Sach-

leistung anzubieten und zu übertragen, und sie somit als Gegenleistung insbesondere im Rah-

men von Unternehmenszusammenschlüssen oder zum Erwerb von Unternehmen, Unterneh-

mensteilen, Beteiligungen an Unternehmen oder sonstigen Vermögensgegenständen oder An-

sprüchen auf den Erwerb von Vermögensgegenständen einschließlich Forderungen gegen die 

Gesellschaft oder ihre Konzerngesellschaften einzusetzen. Der internationale Wettbewerb und 

die Globalisierung der Wirtschaft verlangen zunehmend diese Form der Gegenleistung. Die vor-

geschlagene Ermächtigung soll der Gesellschaft daher die notwendige Flexibilität geben, um sich 
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bietende Akquisitionsmöglichkeiten schnell, flexibel und liquiditätsschonend ausnutzen zu kön-

nen. Dem trägt der vorgeschlagene Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionärinnen und Aktio-

näre Rechnung. Bei der Festlegung der Bewertungsrelation wird die Gesellschaft sicherstellen, 

dass die Interessen der Aktionärinnen und Aktionäre unter Berücksichtigung des Börsenpreises, 

aber ohne mathematische Anknüpfung daran, angemessen gewahrt werden. Konkrete Pläne für 

eine Ausnutzung dieser Ermächtigung bestehen derzeit nicht. 

Weiterhin sollen erworbene eigene Aktien nach lit. b)(4) der unter Tagesordnungspunkt 8 vor-

geschlagenen Ermächtigung auch zur Erfüllung von Wandlungs- oder Optionsrechten, die von 

der Gesellschaft oder einer Konzerngesellschaft bei der Ausgabe von Schuldverschreibungen 

(einschließlich Genussrechten) eingeräumt wurden, oder zur Erfüllung von Wandlungspflichten 

aus von der Gesellschaft oder einer Konzerngesellschaft ausgegebenen Schuldverschreibungen 

(einschließlich Genussrechten) verwendet werden können. Dies sichert eine noch flexiblere 

Handhabung und gestattet es, durch Vermeidung der Ausgabe zusätzlicher Aktien den für eine 

Kapitalerhöhung charakteristischen Verwässerungseffekt zu vermeiden. Der Vorstand wird bei 

der Entscheidung, ob bei der Bedienung solcher Erwerbsrechte oder Erwerbspflichten neue Ak-

tien oder eigene Aktien ausgegeben werden, die Interessen der Aktionärinnen und Aktionäre 

angemessen berücksichtigen. Dasselbe gilt für die Frage der – gegebenenfalls – auch ausschließ-

lichen – Bedienbarkeit von Schuldverschreibungen mit eigenen Aktien. In allen solchen Fällen 

muss das Bezugsrecht der Aktionärinnen und Aktionäre auf die eigenen Aktien ausgeschlossen 

sein. Dies gilt auch für die Gewährung einer marktüblichen Form des Verwässerungsschutzes, 

soweit den Inhabern beziehungsweise Gläubigern von Wandlungs-/Optionsrechten auf Aktien 

der Gesellschaft beziehungsweise entsprechender Wandlungs-/Optionspflichten bei Bezugs-

rechtsemissionen der Gesellschaft Aktien in dem Umfang gewährt werden, wie sie ihnen nach 

bereits erfolgter Ausübung dieser Rechte beziehungsweise Erfüllung dieser Pflichten zustünden. 

Es soll außerdem nach der unter lit. b)(3) der unter Tagesordnungspunkt 8 vorgeschlagenen Er-

mächtigung die Möglichkeit bestehen, eigene Aktien als Belegschaftsaktien im Rahmen der ver-

einbarten Vergütung oder gesonderten Programmen, einschließlich Aktienoptionsprogrammen, 

(aktuellen und ehemaligen) Mitarbeitern der Gesellschaft und ihrer verbundenen Unternehmen 

sowie (aktuellen und ehemaligen) Organmitgliedern von mit der Gesellschaft verbundenen Un-

ternehmen entgeltlich oder unentgeltlich zum Erwerb anzubieten, zuzusagen und zu übertra-

gen. Die Ausgabe von Aktien an diesen Personenkreis stärkt die Identifikation der Berechtigten 

mit der Gesellschaft und die Eigentümerkultur im Unternehmen. Dies liegt auch im Interesse des 

Unternehmens. Gleiches gilt für den bei dieser Verwendung erforderlichen Bezugsrechtsaus-

schluss.  
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Auf die Summe der unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionärinnen und Aktionäre verwen-

deten eigenen Aktien darf während der Laufzeit der vorliegenden Ermächtigung ein rechneri-

scher Anteil am Grundkapital von insgesamt nicht mehr als 10 % des Grundkapitals im Zeitpunkt 

des Wirksamwerdens der vorliegenden Ermächtigung oder – falls dieser Wert geringer ist – im 

Zeitpunkt ihrer Ausnutzung entfallen. Sofern während der Laufzeit der Ermächtigung bis zu ihrer 

Ausnutzung von anderen Ermächtigungen zur Ausgabe oder zur Veräußerung von Aktien der 

Gesellschaft oder zur Ausgabe von Rechten, die den Bezug von Aktien der Gesellschaft ermögli-

chen oder zu ihm verpflichten, Gebrauch gemacht wird, und dabei das Bezugsrecht der Aktionä-

rinnen und Aktionäre ausgeschlossen wird, ist dies auf die genannte 10 %-Grenze anzurechnen, 

so dass die Summe der insgesamt unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen oder ver-

äußerten Aktien 10 % des Grundkapitals nicht überschreiten darf. Die Aktionärinnen und Aktio-

näre werden auf diese Weise zusätzlich gegen eine Verwässerung ihrer bestehenden Beteiligung 

abgesichert. 

Ferner sollen eigene Aktien nach lit.b)(5) der unter Tagesordnungspunkt 8 vorgeschlagenen Er-

mächtigung zur Durchführung einer sogenannten Aktiendividende (Scrip Dividend) verwendet 

werden können. Sofern zur Durchführung der Aktiendividende ein Bezugsrechtsausschluss im 

Sinne des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG erforderlich ist, soll der Vorstand in diesem Zusammenhang 

ermächtigt sein, das Bezugsrecht der Aktionärinnen und Aktionäre auszuschließen, um eine Ak-

tiendividende zu optimalen Bedingungen durchführen zu können. Bei der Aktiendividende unter 

Verwendung eigener Aktien wird den Aktionärinnen und Aktionären angeboten, ihren mit dem 

Gewinnverwendungsbeschluss der Hauptversammlung entstandenen Anspruch auf Auszahlung 

der Dividende an die Gesellschaft abzutreten, um im Gegenzug eigene Aktien der Gesellschaft 

zu erhalten. 

Das Bezugsrecht der Aktionärinnen und Aktionären soll zudem nach lit.b)(6) der unter Tagesord-

nungspunkt 8 vorgeschlagenen Ermächtigung ausgeschlossen werden können, soweit der Vor-

stand die zurückerworbenen Aktien mit Zustimmung des Aufsichtsrats zur Einführung von Aktien 

der Gesellschaft an ausländischen Börsen verwendet, an denen Aktien der Gesellschaft bisher 

nicht notiert sind. Die Gesellschaft steht auf den internationalen Kapitalmärkten in einem star-

ken Wettbewerb. Für die zukünftige geschäftliche Entwicklung sind eine angemessene Ausstat-

tung mit Eigenkapital und die Möglichkeit, jederzeit zu angemessenen Bedingungen Eigenkapital 

am Markt zu erhalten, von überragender Bedeutung. Daher kann ein Interesse der Gesellschaft 

bestehen, die Aktionärsbasis auch im Ausland zu verbreitern und eine Anlage in Aktien der Ge-

sellschaft attraktiv zu gestalten. Die Gesellschaft braucht ggf. die Möglichkeit, weitere internati-

onale Kapitalmärkte erschließen zu können. Der Preis, zu dem zurückerworbene eigene Aktien 

an ausländischen Börsen eingeführt werden, darf den arithmetischen Mittelwert der Kurse der 
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Stückaktien der Gesellschaft in der Schlussauktion im XETRA Handel (oder einem entsprechen-

den Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse während der letzten drei Börsenhan-

delstage vor dem Tag der Einführung an der ausländischen Börse ohne Berücksichtigung der 

Erwerbsnebenkosten um nicht mehr als 5% unterschreiten.  

Schließlich sollen eigene Aktien nach lit. b) (7) der unter Tagesordnungspunkt 8 vorgeschlagenen 

Ermächtigung auch ohne erneuten Beschluss der Hauptversammlung eingezogen werden kön-

nen. Die Einziehung soll dabei nach Entscheidung der zuständigen Organe mit oder ohne Herab-

setzung des Grundkapitals möglich sein, wobei sich im letztgenannten Fall der anteilige Betrag 

je Aktie am Grundkapital erhöht. Für diesen Fall wird der Vorstand zur Anpassung der Angabe 

der Anzahl der Aktien in der Satzung ermächtigt. Die Einziehung soll auch mit einer Kapitalher-

absetzung verbunden werden können. 

VII. Bericht des Vorstands über die teilweise Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2018 im Juli 

2020 unter Ausschluss des Bezugsrechts 

Auf Grundlage der Beschlüsse des Vorstands vom 6. Juli 2020 und vom 7. Juli 2020 sowie der 

Beschlüsse des Aufsichtsrats vom jeweils gleichen Tag wurde das Genehmigte Kapital 2018 ge-

mäß § 4 Abs. 2 der Satzung teilweise ausgenutzt. Das Grundkapital der Gesellschaft wurde von 

EUR 26.523.240,00 um EUR 2.652.320,00 auf EUR 29.175.560,00 durch Ausgabe von 1.326.160 

neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien, jeweils mit einem anteiligen Betrag am Grund-

kapital der Gesellschaft von EUR 2,00 und voller Gewinnanteilberechtigung ab dem 1. Januar 

2020 (die „Neuen Aktien“), gegen Bareinlagen erhöht. Dabei wurde das gesetzliche Bezugsrecht 

der Aktionärinnen und Aktionäre ausgeschlossen. Die Erhöhung des Grundkapitals wurde mit 

Eintragung der Durchführung der Kapitalerhöhung im Handelsregister des Amtsgerichts Frank-

furt am 8. Juli 2020 wirksam. 

Das Volumen der Kapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 2018 unter Bezugsrechtsaus-

schluss entspricht einem anteiligen Betrag am Grundkapital der Gesellschaft von (i) rund 7,8 % 

bezogen auf das zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens des Genehmigten Kapitals 2018 am 

13. September 2018 vorhandene Grundkapital und (ii) knapp 10 % bezogen auf das zum Zeit-

punkt der teilweisen Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2018 am 7. Juli 2020 vorhandene 

Grundkapital. Die im Genehmigten Kapital 2018 vorgesehene Volumenbegrenzung für Aktien, 

die unter Ausschluss des Bezugsrechts gegen Bareinlage ausgegeben werden, wurde somit ein-

gehalten. Auf diese Volumenbegrenzung anzurechnende sonstige Maßnahmen wurden von der 

Gesellschaft zuvor nicht vorgenommen. 
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Die Neuen Aktien wurden durch die MainFirst Bank Aktiengesellschaft („MainFirst“) gezeichnet. 

MainFirst war verpflichtet, diese Aktien im Rahmen einer Privatplatzierung bei qualifizierten An-

legern mittels eines beschleunigten Platzierungsverfahrens (Accelerated Bookbuilding) zu plat-

zieren. Die Neuen Aktien wurden gemäß dem Beschluss des Vorstands vom 7. Juli 2020 zum 

Platzierungspreis von EUR 24,40 je Aktie ausgegeben. Der Aufsichtsrat hat diesem Beschluss des 

Vorstands über die Festlegung des Platzierungspreises mit Beschluss vom selben Tag zuge-

stimmt.  

Die Neuen Aktien wurden am 8. Juli 2020 prospektfrei zum Handel im regulierten Markt sowie 

gleichzeitig zum Teilbereich des regulierten Marktes mit weiteren Zulassungsfolgepflichten 

(Prime Standard) der Frankfurter Wertpapierbörse zugelassen und am 9. Juli 2020 in die beste-

hende Notierung einbezogen. Erster Handelstag der Neuen Aktien war der 9. Juli 2020. Der Brut-

toemissionserlös aus der Kapitalerhöhung betrug rund EUR 32,35 Millionen. Der Nettoemissi-

onserlös aus der Kapitalerhöhung ist von der Gesellschaft zur Fortführung der bisherigen Wachs-

tumsstrategie verwendet worden. 

Bei der Preisfestsetzung wurden die Vorgaben der §§ 203 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2, 186 Abs. 3 

Satz 4 AktG beachtet, deren Einhaltung das Genehmigte Kapital 2018 für den Ausschluss des 

Bezugsrechts bei einer Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen im Umfang von bis zu 10 % des 

Grundkapitals vorschreibt. Danach darf der Ausgabepreis der neuen Aktien den Börsenpreis der 

bereits börsennotierten Aktien der Gesellschaft nicht wesentlich unterschreiten. Der festge-

setzte Platzierungspreis je Neuer Aktie in Höhe von EUR 24,40 lag 5 % unter dem 3-Tages-Durch-

schnittskurs der Aktie von EUR 25,67. 

Mit dem Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionärinnen und Aktionäre hat die Gesellschaft von 

einer in §§ 203 Abs. 1, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG gesetzlich vorgesehenen Möglichkeit des Bezugs-

rechtsausschlusses bei Barkapitalerhöhungen von Gesellschaften, deren Aktien an einer Börse 

gehandelt werden, Gebrauch gemacht. Ein solcher Bezugsrechtsausschluss war vorliegend er-

forderlich, um die zum Zeitpunkt der teilweisen Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2018 aus 

Sicht des Vorstands und des Aufsichtsrats günstige Marktsituation für eine solche Kapitalmaß-

nahme kurzfristig und flexibel ausnutzen und durch marktnahe Preisfestsetzung einen möglichst 

hohen Emissionserlös erzielen zu können. Die bei Einräumung eines Bezugsrechts erforderliche 

mindestens zweiwöchige Bezugsfrist (§ 186 Abs. 1 Satz 2 AktG) sowie das Erfordernis der Erstel-

lung eines von der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht zu billigenden Wertpapier-

prospekts für das Bezugsangebot hätten eine kurzfristige Reaktion auf die aktuellen Marktver-

hältnisse demgegenüber nicht zugelassen. 
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Hinzu kommt, dass bei Einräumung eines Bezugsrechts der endgültige Bezugspreis spätestens 

drei Tage vor Ablauf der Bezugsfrist bekannt zu geben ist (§ 186 Abs. 2 Satz 2 AktG). Wegen des 

längeren Zeitraums zwischen Preisfestsetzung und Abwicklung der Kapitalerhöhung und der 

Volatilität der Aktienmärkte besteht somit ein höheres Markt- und insbesondere Kursände-

rungsrisiko als bei einer bezugsrechtsfreien Zuteilung. Eine erfolgreiche Platzierung im Rahmen 

einer Kapitalerhöhung mit Bezugsrecht hätte daher bei der Preisfestsetzung einen entsprechen-

den Sicherheitsabschlag auf den aktuellen Börsenkurs erforderlich gemacht und dadurch vo-

raussichtlich zu nicht marktnahen Konditionen geführt. Aus den vorstehenden Gründen lag ein 

Ausschluss des Bezugsrechts im Interesse der Gesellschaft. 

Durch die Preisfestsetzung zum aktuellen Börsenkurs und den auf knapp 10 % des bisherigen 

Grundkapitals beschränkten Umfang der unter Bezugsrechtsausschluss ausgegebenen Neuen 

Aktien wurden andererseits auch die Interessen der Aktionärinnen und Aktionäre angemessen 

gewahrt. Denn im Hinblick auf den liquiden Börsenhandel haben die Aktionärinnen und Aktio-

näre hierdurch grundsätzlich die Möglichkeit, ihre relative Beteiligung an der Gesellschaft über 

einen Zukauf über die Börse zu vergleichbaren Bedingungen aufrechtzuerhalten. Durch die Aus-

gabe der Neuen Aktien zum aktuellen Börsenkurs wurde ferner sichergestellt, dass mit der Ka-

pitalerhöhung keine nennenswerte wirtschaftliche Verwässerung des Anteilsbesitzes der Aktio-

närinnen und Aktionäre verbunden war. 

Aus den vorstehenden Erwägungen war der unter Beachtung der Vorgaben des Genehmigten 

Kapitals 2018 vorgenommene Bezugsrechtsausschluss insgesamt sachlich gerechtfertigt. Der 

Vorstand ist auf Basis des Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 5. September 

2018 gemäß § 4 Abs. 2 der Satzung noch bis zum 4. September 2023 ermächtigt, das Grundka-

pital der Gesellschaft mit Zustimmung des Aufsichtsrats gegen Bar- oder Sacheinlagen einmalig 

oder mehrmals um bis zu insgesamt EUR 8.332.190,00 zu erhöhen. Unter Tagesordnungspunkt 

6 der Hauptversammlung vom 19. Mai 2021 soll das Genehmigte Kapital 2018 aufgehoben und 

durch ein Genehmigtes Kapital 2021 ersetzt werden. 

VIII. Weitere Angaben und Hinweise  

1. Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte im Zeitpunkt der Einberufung 

Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt im Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung 

EUR 29.175.560,00 und ist eingeteilt in 14.587.780 nennwertlose, auf den Inhaber lautende 

Stückaktien mit einem rechnerischen Anteil am Grundkapital von EUR 2,00 je Aktie. Die Gesell-

schaft hält derzeit keine eigenen Aktien. Im Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung 

beläuft sich die Gesamtzahl der Stimmrechte somit auf 14.587.780. 
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2. Durchführung der Hauptversammlung als virtuelle Hauptversammlung ohne physische Prä-

senz der Aktionärinnen und Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten; Aktionärsportal 

Die ordentliche Hauptversammlung wird mit Zustimmung des Aufsichtsrats der Gesellschaft auf-

grund der anhaltenden Ausbreitung des SARS-CoV-2-Virus (COVID-19-Pandemie) als virtuelle 

Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Aktionärinnen und Aktionäre und ihrer Bevoll-

mächtigten (mit Ausnahme der von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreterinnen und 

Stimmrechtsvertretern) gemäß § 1 Abs. 1 und Abs. 2 des Gesetzes über Maßnahmen im Gesell-

schafts-, Genossenschafts-, Vereins-, Stiftungs- und Wohnungseigentumsrecht zur Bekämpfung 

der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie (Art. 2 des Gesetzes zur Abmilderung der Folgen der 

COVID-19-Pandemie im Zivil-, Insolvenz- und Strafverfahrensrecht vom 27. März 2020, Bundes-

gesetzblatt 2020 I Nr. 14, S. 569 ff., in der zuletzt durch Art. 11 des Gesetzes zur weiteren Ver-

kürzung des Restschuldbefreiungsverfahrens und zur Anpassung pandemiebedingter Vorschrif-

ten im Gesellschaft-, Genossenschafts-, Vereins- und Stiftungsrecht sowie im Miet- und Pacht-

recht vom 22. Dezember 2020, Bundesgesetzblatt 2020 I Nr. 67, S. 3328 ff., geänderten Fassung; 

nachfolgend auch „COVID-19-G“) in Verbindung mit der Verordnung zur Verlängerung von Maß-

nahmen im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins und Stiftungsrecht zur Bekämpfung der 

Auswirkungen der Covid-19-Pandemie vom 20. Oktober 2020, Bundesgesetzblatt 2020 I Nr. 48, 

S 2258, abgehalten. 

Die gesamte, in den Geschäftsräumen der Gesellschaft stattfindende Hauptversammlung wird 

zu diesem Zweck am 19. Mai 2021 ab 10:00 Uhr (MESZ) in unserem Aktionärsportal unter der 

Internetadresse 

www.deutsche-familienversicherung.de 

im Bereich „Investor Relations“ unter der Rubrik „Hauptversammlung“ und dort „2021“ live in 

Bild und Ton übertragen. 

Es können nur diejenigen Aktionärinnen und Aktionäre, die sich ordnungsgemäß angemeldet 

und ihren Aktienbesitz ordnungsgemäß nachgewiesen haben (siehe hierzu Ziffer 3 „Vorausset-

zungen für die Ausübung der Aktionärsrechte in Bezug auf die virtuelle Hauptversammlung“), 

oder ihre Bevollmächtigten die Bild- und Tonübertragung der gesamten Hauptversammlung in 

dem Aktionärsportal der Gesellschaft verfolgen. Darüber hinaus können Aktionärinnen und Ak-

tionäre persönlich oder durch ordnungsgemäß Bevollmächtigte ihr Stimmrecht per elektroni-

scher Briefwahl oder durch die Bevollmächtigung eines von der Gesellschaft benannten Stimm-

rechtsvertreters ausüben sowie über das Aktionärsportal der Gesellschaft Fragen stellen und 

einen Widerspruch gegen Beschlüsse der Hauptversammlung erklären. 
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Eine darüberhinausgehende Ausübung von Aktionärsrechten ist in der virtuellen Hauptver-

sammlung nicht möglich. Insbesondere ist eine Teilnahme der Aktionärinnen und Aktionäre und 

ihrer Bevollmächtigten, mit Ausnahme der von der Gesellschaft benannten weisungsgebunde-

nen Stimmrechtsvertreter/Stimmrechtsvertreterinnen 

, vor Ort ausgeschlossen. Die Übertragung der Hauptversammlung in Bild und Ton sowie die 

Einräumung des Stimmrechts sowie des Fragerechts und der Möglichkeit zum Widerspruch be-

rechtigen die Aktionärinnen und Aktionäre und ihre Bevollmächtigten auch nicht zur Teilnahme 

an der Hauptversammlung im Wege elektronischer Kommunikation im Sinne von § 118 Abs. 1 

Satz 2 AktG (keine elektronische Teilnahme). 

Das Aktionärsportal der Gesellschaft ist unter der Internetadresse  

www.deutsche-familienversicherung.de 

im Bereich „Investor Relations“ unter der Rubrik „Hauptversammlung“ und dort „2021“ ab dem 

28. April 2021, 0:00 Uhr (MESZ), für Aktionärinnen und Aktionäre, die sich ordnungsgemäß an-

gemeldet und ihren Aktienbesitz ordnungsgemäß nachgewiesen haben, und ihre Bevollmächtig-

ten zugänglich. Um das Aktionärsportal der Gesellschaft nutzen zu können, müssen sie sich mit 

dem Zugangscode anmelden, den sie nach form- und fristgerechtem Eingang der Anmeldung 

und des Nachweises des Aktienbesitzes bei der Gesellschaft zusammen mit der Stimmrechts-

karte erhalten. Die verschiedenen Möglichkeiten zur Ausübung der Aktionärsrechte in Bezug auf 

die virtuelle Hauptversammlung erscheinen dann auf der Benutzeroberfläche im Aktionärspor-

tal der Gesellschaft. Auch Bevollmächtigte der Aktionärinnen und Aktionäre erhalten Zugang 

zum Aktionärsportal der Gesellschaft durch Verwendung der Zugangsdaten des von ihnen je-

weils vertretenen Aktionärs. Weitere Einzelheiten zur Nutzung des Aktionärsportals der Gesell-

schaft sind auf der Stimmrechtskarte, die den Aktionärinnen und Aktionären nach form- und 

fristgerechtem Eingang der Anmeldung und des Nachweises des Aktienbesitzes bei der Gesell-

schaft übermittelt wird, abgedruckt.  

3. Voraussetzungen für die Ausübung der Aktionärsrechte in Bezug auf die virtuelle Hauptver-

sammlung 

Zur Verfolgung der virtuellen Hauptversammlung im Aktionärsportal der Gesellschaft und zur 

Ausübung der weiteren Aktionärsrechte in Bezug auf die virtuelle Hauptversammlung, insbeson-

dere des Stimmrechts, sind nur diejenigen Aktionärinnen/Aktionäre berechtigt, die sich ord-

nungsgemäß zur Hauptversammlung angemeldet und ihren Aktienbesitz ordnungsgemäß nach-

gewiesen haben. 
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Der Nachweis des Aktienbesitzes ist durch Vorlage eines Nachweises des Anteilsbesitzes gemäß 

§ 67c Abs. 3 AktG zu erbringen. Dieser Nachweis hat sich auf den Beginn des 21. Tages vor der 

Hauptversammlung, d. h. auf den Beginn des 28. April 2021, 0:00 Uhr (MESZ), (Nachweisstich-

tag) zu beziehen. Die Anmeldung und der Nachweis des Aktienbesitzes müssen der Gesellschaft 

bis spätestens zum 12. Mai 2021, 24:00 Uhr (MESZ), unter einer der folgenden Kontaktmöglich-

keiten zugehen: 

DFV Deutsche Familienversicherung AG 

c/o Link Market Services GmbH 

Landshuter Allee 10 

80637 München 

oder 

Telefax: +49 (0)89/21027-289 

oder 

E-Mail: inhaberaktien@linkmarketservices.de 

Die Anmeldung und der Nachweis des Aktienbesitzes bedürfen der Textform (§ 126b BGB) und 

müssen in deutscher oder englischer Sprache abgefasst sein. Wir empfehlen unseren Aktionä-

rinnen und Aktionären, frühzeitig ihr depotführendes Institut zu kontaktieren, um einen ord-

nungsgemäßen und fristgemäß bei der Gesellschaft eingehenden Nachweis des Letztintermedi-

ärs nach § 67c Abs. 3 AktG sicherzustellen. 

Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Ausübung der Aktionärsrechte, insbesondere des 

Stimmrechts, in Bezug auf die virtuelle Hauptversammlung als Aktionärin/Aktionär nur, wer den 

Nachweis des Aktienbesitzes zum Nachweisstichtag erbracht hat. Die Berechtigung zur Aus-

übung von Aktionärsrechten in Bezug auf die virtuelle Hauptversammlung und der Umfang des 

Stimmrechts bemessen sich dabei ausschließlich nach dem Aktienbesitz der Aktionärin/des Ak-

tionärs zum Nachweisstichtag. Mit dem Nachweisstichtag geht keine Sperre für die Veräußer-

barkeit des Aktienbesitzes einher. Auch im Fall der vollständigen oder teilweisen Veräußerung 

des Aktienbesitzes nach dem Nachweisstichtag ist für die Ausübung von Aktionärsrechten in Be-

zug auf die virtuelle Hauptversammlung und den Umfang des Stimmrechts ausschließlich der 

Aktienbesitz der Aktionärin/des Aktionärs am Nachweisstichtag maßgeblich, d. h. Veräußerun-

gen von Aktien nach dem Nachweisstichtag haben keine Auswirkungen auf die Berechtigung zur 

Ausübung von Aktionärsrechten in Bezug auf die virtuelle Hauptversammlung und auf den Um-
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fang des Stimmrechts. Entsprechendes gilt für den Zuerwerb von Aktien nach dem Nachweis-

stichtag. Personen, die zum Nachweisstichtag noch keine Aktien besitzen und erst danach Akti-

onärin/Aktionär werden, können Aktionärsrechte in Bezug auf die virtuelle Hauptversammlung 

nur ausüben, soweit sie sich bevollmächtigen oder zur Rechtsausübung ermächtigen lassen. Der 

Nachweisstichtag hat keine Bedeutung für die Dividendenberechtigung.  

Nach form- und fristgerechtem Eingang der Anmeldung und des Nachweises des Aktienbesitzes 

unter einer der oben genannten Kontaktmöglichkeiten werden den Aktionärinnen und Aktionä-

ren Stimmrechtskarten für die Ausübung der Aktionärsrechte in Bezug auf die virtuelle Haupt-

versammlung übersandt. Um den rechtzeitigen Erhalt der Stimmrechtskarten sicherzustellen, 

bitten wir die Aktionärinnen und Aktionäre, möglichst frühzeitig eine Stimmrechtskarte bei ih-

rem depotführenden Institut anzufordern. Die erforderliche Anmeldung sowie der Nachweis des 

Aktienbesitzes werden in diesen Fällen direkt durch das depotführende Institut vorgenommen. 

Aktionärinnen und Aktionäre, die rechtzeitig eine Stimmrechtskarte bei ihrem depotführenden 

Institut angefordert haben, brauchen daher nichts weiter zu veranlassen.  

4. Verfahren für die Stimmabgabe durch elektronische Briefwahl 

Aktionärinnen und Aktionäre können ihr Stimmrecht, auch ohne an der Versammlung teilzuneh-

men, im Wege elektronischer Kommunikation abgeben („elektronische Briefwahl“). Hierzu sind 

eine ordnungsgemäße Anmeldung und der ordnungsgemäße Nachweis des Aktienbesitzes er-

forderlich (siehe hierzu Ziffer 3 „Voraussetzungen für die Ausübung der Aktionärsrechte in Be-

zug auf die virtuelle Hauptversammlung“). Die Stimmabgabe im Wege der elektronischen Brief-

wahl kann über das Aktionärsportal der Gesellschaft unter der Internetadresse  

www.deutsche-familienversicherung.de 

im Bereich „Investor Relations“ unter der Rubrik „Hauptversammlung“ und dort „2021“ vorge-

nommen werden.  

Die Stimmabgabe über das Aktionärsportal der Gesellschaft unter der Internetadresse  

www.deutsche-familienversicherung.de 

im Bereich „Investor Relations“ unter der Rubrik „Hauptversammlung“ und dort „2021“ ist ab 

dem 28. April 2021, 0:00 Uhr (MESZ), bis zum Beginn der Abstimmungen in der virtuellen Haupt-

versammlung am 19. Mai 2021 möglich. Bis zum Beginn der Abstimmungen in der virtuellen 

Hauptversammlung am 19. Mai 2021 kann im Aktionärsportal der Gesellschaft eine über das 

Aktionärsportal der Gesellschaft vorgenommene Stimmabgabe auch geändert oder widerrufen 

werden.  
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Wird im Übrigen bei der elektronischen Briefwahl zu einem Tagesordnungspunkt keine aus-

drückliche oder eindeutige Stimme abgegeben, so wird dies für diesen Tagesordnungspunkt als 

Enthaltung gewertet. Sollte zu einem Tagesordnungspunkt eine Einzelabstimmung durchgeführt 

werden, ohne dass dies im Vorfeld der Hauptversammlung mitgeteilt wurde, so gilt eine Stimm-

abgabe zu diesem Tagesordnungspunkt insgesamt auch als entsprechende Stimmabgabe für je-

den Punkt der Einzelabstimmung. 

Weitere Hinweise zur elektronischen Briefwahl sind auf der Stimmrechtskarte, die den Aktionä-

rinnen und Aktionären nach form- und fristgerechtem Eingang der Anmeldung und des Nach-

weises des Aktienbesitzes bei der Gesellschaft übermittelt wird, abgedruckt. 

5. Verfahren für die Stimmabgabe durch einen Bevollmächtigten 

Aktionärinnen und Aktionäre können ihre Aktionärsrechte in Bezug auf die virtuelle Hauptver-

sammlung auch durch einen Bevollmächtigten, z. B. durch einen Intermediär, eine Aktionärsver-

einigung, einen Stimmrechtsberater oder eine andere Person ihrer Wahl, ausüben lassen. Be-

vollmächtigt die Aktionärin/der Aktionär mehr als eine Person, so kann die Gesellschaft eine 

oder mehrere von diesen zurückweisen. 

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber 

der Gesellschaft bedürfen der Textform (§ 126b BGB) oder haben unter Verwendung der Einga-

bemaske in dem Aktionärsportal der Gesellschaft unter der Internetadresse  

www.deutsche-familienversicherung.de 

im Bereich „Investor Relations“ unter der Rubrik „Hauptversammlung“ und dort „2021“ zu er-

folgen. Intermediäre im Sinne von § 67a Abs. 4 AktG, Aktionärsvereinigungen, Stimmrechtsbe-

rater oder andere Personen im Sinne von § 135 Abs. 8 AktG können, soweit sie selbst bevoll-

mächtigt werden, abweichende Regelungen vorsehen, die jeweils bei diesen zu erfragen sind. 

Bevollmächtigte können ebenfalls weder physisch noch im Wege elektronischer Kommunikation 

im Sinne von § 118 Abs. 1 Satz 2 AktG an der Hauptversammlung teilnehmen. Sie können das 

Stimmrecht für von ihnen vertretene Aktionärinnen und Aktionäre lediglich im Wege der elekt-

ronischen Briefwahl oder durch Erteilung von (Unter-)Vollmacht an die von der Gesellschaft be-

nannten weisungsgebundenen Stimmrechtsvertreter/Stimmrechtsvertreterinnen ausüben. 

Ein Formular für die Erteilung einer Vollmacht ist auf der Stimmrechtskarte, die den Aktionärin-

nen und Aktionären nach form- und fristgerechtem Eingang der Anmeldung und des Nachweises 

des Aktienbesitzes bei der Gesellschaft übermittelt wird, abgedruckt. Das Formular für die Ertei-
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lung einer Vollmacht steht außerdem auf der Internetseite der Gesellschaft unter „www.deut-

sche-familienversicherung.de“ im Bereich „Investor Relations“ unter der Rubrik „Hauptver-

sammlung“ und dort „2021“ zum Download bereit.  

Die Bevollmächtigung kann gegenüber dem Bevollmächtigten erklärt oder gegenüber der Ge-

sellschaft erklärt bzw. nachgewiesen werden. Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der 

Nachweis einer gegenüber einem Bevollmächtigten erteilten Vollmacht oder ihres Widerrufs ge-

genüber der Gesellschaft müssen der Gesellschaft auf einem der folgenden Wege aus organisa-

torischen Gründen bis spätestens zum 18. Mai 2021, 24:00 Uhr (MESZ), zugehen: 

DFV Deutsche Familienversicherung AG 

c/o Link Market Services GmbH 

Landshuter Allee 10 

80637 München 

oder 

Telefax: +49 (0)89/21027-289 

oder 

E-Mail: inhaberaktien@linkmarketservices.de 

Die Erteilung der Vollmacht und ihr Widerruf sind darüber hinaus unter Verwendung der Einga-

bemaske über das Aktionärsportal der Gesellschaft unter der Internetadresse  

www.deutsche-familienversicherung.de 

im Bereich „Investor Relations“ unter der Rubrik „Hauptversammlung“ und dort „2021“ bis zum 

Beginn der Abstimmungen in der virtuellen Hauptversammlung am 19. Mai 2021 möglich. Bis 

zum Beginn der Abstimmungen in der virtuellen Hauptversammlung am 19. Mai 2021 ist auch 

ein Widerruf oder eine Änderung einer zuvor in Textform (§ 126b BGB) übersendeten oder über 

das Aktionärsportal der Gesellschaft erteilten Vollmacht möglich.  

Gehen bei der Gesellschaft im Zusammenhang mit der Erteilung und dem Widerruf einer Voll-

macht auf unterschiedlichen Übermittlungswegen voneinander abweichende Erklärungen für 

ein und dieselbe Aktie am selben Tag ein oder ist sonst bei voneinander abweichenden Erklä-

rungen im Zusammenhang mit der Erteilung und dem Widerruf einer Vollmacht für die Gesell-

schaft nicht erkennbar, welche dieser Erklärungen zuletzt erfolgt ist, werden diese Erklärungen 

jeweils unabhängig vom Eingangszeitpunkt in folgender Reihenfolge der Übermittlungswege als 

verbindlich behandelt: (1) Aktionärsportal, (2) E-Mail, (3) Telefax und (4) Papierform.  
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Die Ausübung der Aktionärsrechte in Bezug auf die virtuelle Hauptversammlung über das Aktio-

närsportal der Gesellschaft durch den Bevollmächtigten setzt voraus, dass der Bevollmächtigte 

von der Aktionärin/dem Aktionär den Zugangscode der Aktionärin/des Aktionärs zur Verwen-

dung erhält. Die Nutzung der Zugangsdaten durch den Bevollmächtigten gilt zugleich als Nach-

weis der Bevollmächtigung, ein darüberhinausgehender Nachweis der Bevollmächtigung gegen-

über der Gesellschaft in Textform ist nicht erforderlich. 

Auch im Fall einer Vollmachtserteilung sind Anmeldung und Nachweis des Aktienbesitzes form- 

und fristgerecht nach den vorstehenden Bestimmungen erforderlich. Dies schließt – vorbehalt-

lich der genannten Frist für die Erteilung einer Vollmacht – eine Erteilung von Vollmachten nach 

Anmeldung und Nachweis des Aktienbesitzes nicht aus. 

6. Vertretung durch von der Gesellschaft benannte Stimmrechtsvertreter/Stimmrechtsvertrete-

rinnen 

Wir bieten unseren Aktionärinnen und Aktionären an, sich durch von der Gesellschaft benannte 

Stimmrechtsvertreter/Stimmrechtsvertreterinnen, die das Stimmrecht ausschließlich gemäß 

den Weisungen der jeweiligen Aktionärin/des jeweiligen Aktionärs ausüben, vertreten zu lassen. 

Diesen Stimmrechtsvertretern/Stimmrechtsvertreterinnen der Gesellschaft müssen neben der 

Vollmacht auch Weisungen für die Ausübung des Stimmrechts erteilt werden. Sie üben das 

Stimmrecht nicht nach eigenem Ermessen, sondern ausschließlich auf der Grundlage der von 

der Aktionärin/vom Aktionär erteilten Weisungen aus. Soweit keine ausdrückliche oder eine wi-

dersprüchliche oder unklare Weisung erteilt worden ist, enthalten sich die von der Gesellschaft 

benannten Stimmrechtsvertreter/Stimmrechtsvertreterinnen zu den entsprechenden Be-

schlussgegenständen der Stimme; dies gilt immer auch für sonstige Anträge. Sollte zu einem 

Tagesordnungspunkt eine Einzelabstimmung durchgeführt werden, ohne dass dies im Vorfeld 

der Hauptversammlung mitgeteilt wurde, so gilt eine Weisung zu diesem Tagesordnungspunkt 

insgesamt auch als entsprechende Weisung für jeden Punkt der Einzelabstimmung. Bitte beach-

ten Sie, dass die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter/Stimmrechtsvertreterin-

nen weder im Vorfeld der Hauptversammlung noch während der Hauptversammlung Aufträge 

zu Wortmeldungen, zum Stellen von Fragen oder Anträgen oder zur Abgabe von Erklärungen zu 

Protokoll entgegennehmen und – mit Ausnahme der Ausübung des Stimmrechts – auch keine 

sonstigen Aktionärsrechte wahrnehmen. 

Die Vollmacht an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter/Stimmrechtsvertre-

terinnen bedarf ebenso wie die Erteilung von Weisungen der Textform (§ 126b BGB) oder hat 

unter Verwendung der Eingabemaske über das Aktionärsportal der Gesellschaft unter der Inter-

netadresse  
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www.deutsche-familienversicherung.de 

im Bereich „Investor Relations“ unter der Rubrik „Hauptversammlung“ und dort „2021“ zu er-

folgen. Gleiches gilt für die Änderung oder den Widerruf der Vollmacht oder der Weisungen. Das 

Vollmacht- und Weisungsformular für die Stimmrechtsvertreter/Stimmrechtsvertreterinnen der 

Gesellschaft und die entsprechenden Erläuterungen sind auf der Stimmrechtskarte, die den Ak-

tionärinnen und Aktionären nach form- und fristgerechtem Eingang der Anmeldung und des 

Nachweises des Anteilsbesitzes bei der Gesellschaft übermittelt wird, abgedruckt. Diese Unter-

lagen stehen außerdem auf der Internetseite der Gesellschaft unter „www.deutsche-familien-

versicherung.de“ im Bereich „Investor Relations“ unter der Rubrik „Hauptversammlung“ und 

dort „2021“ zum Download bereit. 

Die Erteilung der Vollmacht an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertre-

ter/Stimmrechtsvertreterinnen, die Erteilung von Weisungen und ihr Widerruf müssen der Ge-

sellschaft auf einem der folgenden Wege aus organisatorischen Gründen bis spätestens zum 

18. Mai 2021, 24:00 Uhr (MESZ), zugehen: 

DFV Deutsche Familienversicherung AG 

c/o Link Market Services GmbH 

Landshuter Allee 10 

80637 München 

oder 

Telefax: +49 (0)89/21027-289 

oder 

E-Mail: inhaberaktien@linkmarketservices.de 

Die Erteilung der Vollmacht zur Ausübung der Stimmrechte nebst Weisungen an die von der 

Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter/Stimmrechtsvertreterinnen und ihr Widerruf 

sind darüber hinaus unter Verwendung der Eingabemaske in dem Aktionärsportal der Gesell-

schaft unter der Internetadresse  

www.deutsche-familienversicherung.de 

im Bereich „Investor Relations“ unter der Rubrik „Hauptversammlung“ und dort „2021“ bis zum 

Beginn der Abstimmungen in der virtuellen Hauptversammlung am 19. Mai 2021 möglich. Bis 

zum Beginn der Abstimmungen in der virtuellen Hauptversammlung am 19. Mai 2021 ist auch 

ein Widerruf oder eine Änderung einer zuvor in Textform (§ 126b BGB) übersendeten oder über 
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das Aktionärsportal der Gesellschaft erteilten Vollmacht mit Weisungen an die von der Gesell-

schaft benannten Stimmrechtsvertreter/Stimmrechtsvertreterinnen möglich. 

Gehen bei der Gesellschaft im Zusammenhang mit der Erteilung und dem Widerruf einer Voll-

macht oder Weisung an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter/Stimmrechts-

vertreterinnen auf unterschiedlichen Übermittlungswegen voneinander abweichende Erklärun-

gen für ein und dieselbe Aktie am selben Tag ein oder ist sonst bei voneinander abweichenden 

Erklärungen im Zusammenhang mit der Erteilung und dem Widerruf einer Vollmacht oder Wei-

sung an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter/‘Stimmrechtsvertreterinnen 

für die Gesellschaft nicht erkennbar, welche dieser Erklärungen zuletzt erfolgt ist, werden diese 

Erklärungen jeweils unabhängig vom Eingangszeitpunkt in folgender Reihenfolge der Übermitt-

lungswege als verbindlich behandelt: (1) Aktionärsportal, (2) E-Mail, (3) Telefax und (4) Papier-

form.  

Soweit von der Gesellschaft benannte weisungsgebundene Stimmrechtsvertreter/Stimmrechts-

vertreterinnen bevollmächtigt werden, müssen diesen in jedem Fall Weisungen für die Aus-

übung des Stimmrechts erteilt werden. Auch bei Bevollmächtigung der von der Gesellschaft be-

nannten Stimmrechtsvertreter/Stimmrechtsvertreterinnen sind Anmeldung und Nachweis des 

Aktienbesitzes form- und fristgerecht nach den vorstehenden Bestimmungen erforderlich. 

7. Fragerecht gemäß § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Satz 2 COVID-19-G 

Aktionärinnen/Aktionäre, die sich ordnungsgemäß angemeldet und ihren Aktienbesitz ord-

nungsgemäß nachgewiesen haben, und ihre Bevollmächtigten haben das Recht, im Wege der 

elektronischen Kommunikation Fragen zu stellen (§ 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Satz 2 COVID-19-G).  

Auf der Grundlage von § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Satz 2 2. Halbsatz COVID-19-G hat der Vorstand 

mit Zustimmung des Aufsichtsrats der Gesellschaft aus organisatorischen Gründen entschieden, 

dass Fragen bis spätestens zum 17. Mai 2021, 24:00 Uhr (MESZ), über die dafür vorgesehene 

Eingabemaske im Aktionärsportal der Gesellschaft unter der Internetadresse 

www.deutsche-familienversicherung.de 

im Bereich „Investor Relations“ unter der Rubrik „Hauptversammlung“ und dort „2021“ einzu-

reichen sind. Auf anderem Wege oder später eingereichte Fragen bleiben unberücksichtigt. Der 

Vorstand entscheidet nach pflichtgemäßem, freiem Ermessen, wie er Fragen beantwortet. Fra-

gen und deren Beantwortung können insbesondere zusammengefasst werden, wenn dies dem 

Vorstand sinnvoll erscheint. Rückfragen zu den Auskünften des Vorstands sind ausgeschlossen. 
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Darüber hinaus stehen den Aktionärinnen und Aktionären und ihren Bevollmächtigten weder 

das Auskunftsrecht gemäß § 131 AktG noch ein Rede- oder Fragerecht in und während der vir-

tuellen Hauptversammlung zu. 

8. Angaben zu weiteren Rechten der Aktionärinnen/Aktionäre 

a) Ergänzung der Tagesordnung auf Verlangen einer Minderheit gemäß § 122 Abs. 2 AktG 

Die Aktionärinnen/Aktionäre, deren Anteile alleine oder zusammen den anteiligen Betrag 

von EUR 500.000,00 am Grundkapital (dies entspricht 250.000 Aktien) erreichen, können 

gemäß § 122 Abs. 2 AktG verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und 

bekanntgemacht werden. Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Be-

schlussvorlage beiliegen. Das Verlangen ist schriftlich an den Vorstand der Gesellschaft zu 

richten und muss der Gesellschaft gemäß § 122 Abs. 2 Satz 3 AktG mindestens 30 Tage 

vor der Hauptversammlung, also spätestens bis zum 18. April 2021, 24:00 Uhr (MESZ), 

zugegangen sein. Später zugegangene Ergänzungsverlangen werden nicht berücksichtigt. 

Bitte richten Sie ein entsprechendes Verlangen an: 

DFV Deutsche Familienversicherung AG 

Der Vorstand 

c/o Link Market Services GmbH 

Landshuter Allee 10 

80637 München 

Die Antragstellerin/der Antragssteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 

Tagen vor dem Tag des Zugangs des Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass sie die 

Aktien bis zur Entscheidung des Vorstands über den Antrag halten. Der Tag des Zugangs 

des Verlangens ist nicht mitzurechnen.  

Bekanntzumachende Ergänzungen der Tagesordnung werden unverzüglich nach Zugang 

des Verlangens im Bundesanzeiger bekanntgemacht und solchen Medien zur Veröffentli-

chung zugeleitet, bei denen davon ausgegangen werden kann, dass sie die Information in 

der gesamten Europäischen Union verbreiten. Sie werden außerdem auf der Internetseite 

der DFV Deutsche Familienversicherung AG unter „www.deutsche-familienversiche-

rung.de“ im Bereich „Investor Relations“ unter der Rubrik „Hauptversammlung“ und dort 

„2021“ veröffentlicht und den Aktionärinnen und Aktionären nach § 125 Abs. 1 Satz 3 

AktG mitgeteilt.  
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Ein etwaiger, mit dem ordnungsgemäß gestellten Ergänzungsverlangen übermittelter, zu-

lässiger Beschlussantrag wird in der virtuellen Hauptversammlung so behandelt, als sei er 

in der Hauptversammlung nochmals gestellt worden, wenn die antragstellende Aktionä-

rin/der antragstellende Aktionär ordnungsgemäß zur virtuellen Hauptversammlung ange-

meldet ist und den Nachweis des Aktienbesitzes ordnungsgemäß erbracht hat. 

b) Gegenanträge von Aktionärinnen/Aktionären gemäß § 126 Abs. 1 AktG, § 1 Abs. 2 Satz 3 

COVID-19-G 

Jede Aktionärin/jeder Aktionär ist berechtigt, Gegenanträge zu den Beschlussvorschlägen 

von Aufsichtsrat und/oder Vorstand zu den Punkten der Tagesordnung zu übersenden. 

Solche Anträge (nebst etwaiger Begründung) sind ausschließlich an eine der folgenden 

Kontaktmöglichkeiten zu richten: 

DFV Deutsche Familienversicherung AG 

c/o Link Market Services GmbH 

Landshuter Allee 10 

80637 München 

oder 

Telefax: +49 (0)89/21027-298 

oder 

E-Mail: antraege@linkmarketservices.de 

Anderweitig adressierte Gegenanträge werden nicht berücksichtigt. 

Gegenanträge, die spätestens bis zum 4. Mai 2021, 24:00 Uhr (MESZ), bei der Gesellschaft 

eingehen, werden den anderen Aktionärinnen und Aktionären einschließlich des Namens 

der Aktionärin/des Aktionärs sowie einer etwaigen Begründung unverzüglich über die In-

ternetseite der DFV Deutsche Familienversicherung AG unter der Internetadresse 

„www.deutsche-familienversicherung.de“ im Bereich „Investor Relations“ unter der 

Rubrik „Hauptversammlung“ und dort „2021“ zugänglich gemacht. Etwaige Stellungnah-

men der Verwaltung werden ebenfalls dort veröffentlicht. Ein Gegenantrag und dessen 

Begründung brauchen unter den Voraussetzungen des § 126 Abs. 2 AktG nicht zugänglich 

gemacht zu werden.  

Während der virtuellen Hauptversammlung können keine Gegenanträge gestellt werden. 

Gegenanträge, die nach Maßgabe der vorstehenden Voraussetzungen gemäß § 126 AktG 
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zugänglich zu machen sind, gelten gemäß § 1 Abs. 2 Satz 3 COVID-19-G als in der Haupt-

versammlung gestellt, wenn die antragstellende Aktionärin/der antragstellende Aktionär 

ordnungsgemäß zur virtuellen Hauptversammlung angemeldet ist und den Nachweis des 

Aktienbesitzes ordnungsgemäß erbracht hat.  

c) Weitergehende Erläuterungen 

Weitergehende Erläuterungen zu den Rechten der Aktionärinnen und Aktionäre nach 

§ 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Satz 2 COVID-19-G, §§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1 AktG, 

§ 1 Abs. 2 Satz 3 COVID-19-G sind auf der Internetseite der DFV Deutsche Familienversi-

cherung AG unter der Internetadresse „www.deutsche-familienversicherung.de“ im Be-

reich „Investor Relations“ unter der Rubrik „Hauptversammlung“ und dort „2021“ zugäng-

lich gemacht. 

9. Möglichkeit des Widerspruchs gegen Beschlüsse der Hauptversammlung gemäß § 1 Abs. 2 

Satz 1 Nr. 4 COVID-19-G 

Aktionärinnen/Aktionäre, die sich ordnungsgemäß angemeldet und ihren Aktienbesitz ord-

nungsgemäß nachgewiesen haben, und ihre Bevollmächtigten können gemäß § 1 Abs. 2 Satz 1 

Nr. 4 COVID-19-G vom Beginn der virtuellen Hauptversammlung bis zu ihrem Ende in Abwei-

chung von § 245 Nr. 1 AktG unter Verzicht auf das Erfordernis des Erscheinens in der Hauptver-

sammlung über das Aktionärsportal der Gesellschaft unter der Internetadresse der Gesellschaft  

www.deutsche-familienversicherung.de 

im Bereich „Investor Relations“ unter der Rubrik „Hauptversammlung“ und dort „2021“ Wider-

spruch gegen Beschlüsse der Hauptversammlung zur Niederschrift erklären, wenn sie ihr Stimm-

recht nach den vorstehenden Bestimmungen ausüben oder ausgeübt haben. Eine anderweitige 

Form der Übermittlung von Widersprüchen ist ausgeschlossen.  

10. Datenschutzrechtliche Betroffeneninformation für Aktionärinnen und Aktionäre und Aktio-

närsvertreterinnen und Aktionärsvertreter 

Wenn sich Aktionärinnen/Aktionäre für die Hauptversammlung anmelden und ihre Aktionärs-

rechte in Bezug auf die virtuelle Hauptversammlung ausüben oder eine Stimmrechtsvollmacht 

erteilen, erhebt die DFV Deutsche Familienversicherung AG personenbezogene Daten über die 

Aktionärinnen und Aktionäre und/oder ihre Bevollmächtigten, um den Aktionärinnen und Akti-

onären und Aktionärsvertreterinnen und Aktionärsvertretern die Ausübung ihrer Rechte in Be-

zug auf die virtuelle Hauptversammlung zu ermöglichen. 
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Die DFV Deutsche Familienversicherung AG verarbeitet personenbezogene Daten als verant-

wortliche Stelle unter Beachtung der Bestimmungen der Datenschutz-Grundverordnung („DS-

GVO“) sowie aller weiteren maßgeblichen Gesetze. Einzelheiten zum Umgang mit den perso-

nenbezogenen Daten und zu den Rechten der Aktionärinnen und Aktionäre gemäß der DS-GVO 

finden sich auf der Internetseite der Gesellschaft unter  

www.deutsche-familienversicherung.de 

im Bereich „Investor Relations“ unter der Rubrik „Hauptversammlung“ und dort „2021“. 

11. Internetseite, über welche die Informationen gemäß § 124a AktG zugänglich sind 

Diese Einladung zur Hauptversammlung, die der Hauptversammlung zugänglich zu machenden 

Unterlagen und weitere Informationen im Zusammenhang mit der Hauptversammlung sind ab 

der Einberufung der Hauptversammlung über die Internetseite der DFV Deutsche Familienver-

sicherung AG unter der Internetadresse „www.deutsche-familienversicherung.de“ im Bereich 

„Investor Relations“ unter der Rubrik „Hauptversammlung“ und dort „2021“ abrufbar. 

Etwaige bei der DFV Deutsche Familienversicherung AG eingehende und veröffentlichungs-

pflichtige Gegenanträge und Ergänzungsverlangen von Aktionärinnen/Aktionären werden eben-

falls über die oben genannte Internetseite zugänglich gemacht werden. Dort werden nach der 

Hauptversammlung auch die festgestellten Abstimmungsergebnisse veröffentlicht.  

12. Technische Hinweise zur virtuellen Hauptversammlung  

Für die Verfolgung der virtuellen Hauptversammlung sowie zur Nutzung des Aktionärsportals 

der Gesellschaft und zur Ausübung von Aktionärsrechten im Aktionärsportal benötigen Sie eine 

Internetverbindung und ein internetfähiges Endgerät. Um die Bild- und Tonübertragung der 

Hauptversammlung optimal wiedergeben zu können, wird eine stabile Internetverbindung mit 

einer ausreichenden Übertragungsgeschwindigkeit empfohlen.  

Nutzen Sie zum Empfang der Bild- und Tonübertragung der virtuellen Hauptversammlung einen 

Computer, benötigen Sie einen Browser und Lautsprecher oder Kopfhörer.  

Für den Zugang zum Aktionärsportal der Gesellschaft benötigen Sie Ihre Stimmrechtskarte, wel-

che Sie nach ordnungsgemäßer Anmeldung und Nachweis des Aktienbesitzes unaufgefordert 

übersendet bekommen. Auf dieser Stimmrechtskarte finden sich Ihre individuellen Zugangsda-

ten, mit denen Sie sich im Aktionärsportal der Gesellschaft anmelden können.  

Um das Risiko von Einschränkungen bei der Ausübung von Aktionärsrechten durch technische 

Probleme während der virtuellen Hauptversammlung zu vermeiden, wird empfohlen – soweit 
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möglich – die Aktionärsrechte (insbesondere das Stimmrecht) bereits vor Beginn der Hauptver-

sammlung auszuüben. Im Aktionärsportal der Gesellschaft ist die Ausübung des Stimmrechts ab 

dem 28. April 2021, 0:00 Uhr (MESZ), möglich.  

13. Hinweis zur Verfügbarkeit der Bild- und Tonübertragung  

Die Aktionärinnen und Aktionäre können die gesamte Hauptversammlung per Bild- und Ton-

übertragung im Internet verfolgen. Die Bild- und Tonübertragung der Hauptversammlung und 

die Verfügbarkeit des Aktionärsportals der Gesellschaft kann nach dem heutigen Stand der Tech-

nik aufgrund von Einschränkungen der Verfügbarkeit des Telekommunikationsnetzes und der 

Einschränkung von Internetdienstleistungen von Drittanbietern Schwankungen unterliegen, auf 

welche die Gesellschaft keinen Einfluss hat. Die Gesellschaft kann daher keine Gewährleistungen 

und Haftung für die Funktionsfähigkeit und ständige Verfügbarkeit der in Anspruch genomme-

nen Internetdienste, der in Anspruch genommenen Netzelemente Dritter, der Bild- und Ton-

übertragung sowie den Zugang zum Aktionärsportal der Gesellschaft und dessen generelle Ver-

fügbarkeit übernehmen. Die Gesellschaft übernimmt auch keine Verantwortung für Fehler und 

Mängel der für die Durchführung der Hauptversammlung über das Internet eingesetzten Hard- 

und Software einschließlich solcher der eingesetzten Dienstleistungsunternehmen, soweit nicht 

Vorsatz vorliegt. Die Gesellschaft empfiehlt aus diesem Grund, frühzeitig von den oben genann-

ten Möglichkeiten zur Rechtsausübung, insbesondere zur Ausübung des Stimmrechts, Gebrauch 

zu machen. 

Frankfurt am Main, im April 2021 

DFV Deutsche Familienversicherung AG 

Der Vorstand 
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